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6. Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der
wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG

7. Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

8. Ergänzende Aufgliederungen und Erläuterungen zum Jahresabschluss 

Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften vom 1. Januar 2017

Aus rechentechnischen Gründen können in den Tabellen Rundungsdifferenzen in Höhe von
+ / - einer Einheit (TEUR, EUR, % usw.) auftreten. Ausschließlich zum Zweck der besseren
Lesbarkeit wird bei Personenbezeichnungen und personenbezogenen Hauptwörtern das
generische Maskulinum verwendet. Die gewählte Schreibweise bezieht sich jedoch immer
zugleich auf weibliche, männliche und diverse Personen.
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Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz
Mayen

A. PRÜFUNGSAUFTRAG 

Die Werkleitung des 

Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz,
Mayen,

(nachfolgend "Jobcenter“ oder „Eigenbetrieb“ genannt)

hat uns aufgrund des Beschlusses in der Sitzung des Kreistages vom 5. Juli 2021 mit der
Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2023 unter Einbeziehung der zugrunde
liegenden Buchführung und des Lageberichts gemäß § 89 Gemeindeordnung (GemO)
i. V. m. der Landesverordnung über die Prüfung kommunaler Einrichtungen (KomPrVO)
beauftragt.

Der Prüfungsauftrag erstreckt sich außerdem auf die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der
Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse gemäß § 89 Abs. 3 GemO i. V. m.
§ 53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG).

Der Betrieb ist als Eigenbetrieb im Sinne des § 86 GemO verpflichtet, gemäß § 22 Abs. 1
Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Landes Rheinland-Pfalz (EigAnVO) einen
Jahresabschluss sowie gemäß § 26 EigAnVO einen Lagebericht aufzustellen. Dabei finden
die für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des HGB sinngemäß Anwendung,
soweit sich aus der EigAnVO nichts anderes ergibt.

Im Auftrag des Eigenbetriebs haben wir für die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse über
das nach IDW PS 720 „Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach
§ 53 HGrG“ geforderte Maß (siehe Anlage 6) hinaus die Entwicklung der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage gesondert dargestellt (siehe Anlage 7).

Auftragsgemäß haben wir ferner den Prüfungsbericht um einen besonderen Erläuterungsteil
erweitert, der diesem Bericht als Anlage 8 beigefügt ist.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die
anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Dieser Prüfungsbericht richtet sich an das Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz.

Dem Auftrag liegen die als Anlage beigefügten „Allgemeine Auftragsbedingungen für
Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2017“ zugrunde.
Unsere Haftung richtet sich nach Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen. Im Verhältnis
zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen maßgebend.
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Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz
Mayen

B. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN 

Geschäftsverlauf und Lage des Eigenbetriebs
Bei der Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter sind aus unserer Sicht folgende
Kernaussagen hervorzuheben:

 Der Eigenbetrieb "Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz" wurde zum 1. Januar 2012
errichtet, um die Aufgaben nach dem Sozialgesetzbuch II und Sozialgesetzbuch III im
Rahmen der zugelassenen kommunalen Trägerschaft gemäß § 6a SGB II wahr-
zunehmen.

 Das Wirtschaftsjahr 2023 schließt mit einem ausgeglichenen Jahresergebnis von
EUR 0,00 ab.

 Die operative Arbeit war im Berichtsjahrnoch immer durch den russischen Angriffskrieg
und die Übernahme der Geflüchteten aus der Ukraine geprägt. 

 Die Arbeit im Leistungsbereich wurde beeinflusst durch die Einführung des
Bürgergeldgesetzes. Hier ist es gelungen, die Neuerungen entsprechend dengesetzlichen
Vorgaben umzusetzen und damit auch vielen Leistungsberechtigten zeitnah zu höheren
Leistungen zu verhelfen.

Voraussichtliche Entwicklung
Die Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung im Lagebericht basiert auf Annahmen, bei
denen Beurteilungsspielräume vorhanden sind. Wir halten diese Darstellung für plausibel. In
diesem Zusammenhang ist insbesondere auf folgende Aspekte hinzuweisen:

 Mit Spannung wurde das abschließende Ergebnis zur inhaltlichen und organisatorischen
Umsetzung der Kindergrundsicherung erwartet. Sollte diese komplett in die Zuständigkeit
der Agentur für Arbeit bzw. Familienkasse übergehen, würde dies nach derzeitiger
Einschätzung die Arbeit mit den Menschen und Leistungsgewährung im Jobcenter durch
verschiedene Zuständigkeiten für Familienangehörige letztendlich nicht vereinfachen.
Zwischenzeitlich ist davon auszugehen, dass dies in der laufenden Legislaturperiode
nicht mehr erfolgen wird.

 Die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel verläuft entsprechend des im Wirtschaftsplan
2024 ausgewiesenen Planansatzes von annähernd 102 Millionen Euro und es ist keine
Erfolgsgefährdung zu erwarten. 

 Der deutsche Arbeitsmarkt ist weiter spürbar gehemmt. Das Jobcenter MYK kann durch
die bestmögliche Qualifizierung der Bürgergeldbeziehenden seinen Beitrag leisten und
wird dies in den Fokus der Arbeit in den kommenden Jahren stellen.

 Die durch das Finanzministerium angekündigten Sparmaßnahmen für fast alle Bereiche
stellen ein erhebliches Risiko für die vorgesehenen Maßnahmen und intensivere
Beratung der Leistungsempfänger:innen dar. Bereits jetzt muss nahezu der maximal
mögliche Anteil aus dem Eingliederungsbudget in den Verwaltungshaushalt
umgeschichtet werden.

 Es ist festzustellen, dass eine valide Prognose aufgrund vieler Unwägbarkeiten extrem
schwierig ist. Die weitere Entwicklung wird ständig beobachtet und es werden soweit
möglich entsprechende Maßnahmen zur Milderung und Vorbeugung negativer Folgen
getroffen.

Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter
Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen entspricht
der Lagebericht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage des Eigenbetriebs und stellt die zukünftige Entwicklung mit ihren wesentlichen
Chancen und Risiken zutreffend dar.
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Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz
Mayen

C. WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKS 

Den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk haben wir wie folgt erteilt:

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An das Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz, Mayen:

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz, Mayen,
– bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung
für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang,
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft.
Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz, Mayen,
für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den
Vorschriften der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-
Pfalz i. V. m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden
handelsrecht-lichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen
Grundsätze ordnungs- mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigenbetriebs zum
31. Dezember 2023 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2023 und

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des
Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit
dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebs- und
Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-Pfalz und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 HGB und § 89 Abs. 3 GemO RLP unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend
beschrieben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt.
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.
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Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz
Mayen

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Werkausschusses für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den Vorschriften der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-
Pfalz i. V. m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden
handelsrecht- lichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen
Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung
und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür
verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus
sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts,
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die
Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Der Werkausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungs-
prozesses des Eigenbetriebs zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss
als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen
oder Irrtümern ist und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des
Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften
der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Bundeslandes Rheinland-Pfalz entspricht
und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht beinhaltet.
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Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz
Mayen

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 89 Abs. 3 GemO RLP unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder
Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im
Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für
unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen
resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als
das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht
aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen
interner Kontrollen beinhalten können;

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil
zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs abzugeben;

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen
Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben;

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten
besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu
machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil
zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann;

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des
Eigenbetriebs vermittelt;

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs;
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Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz
Mayen

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den
zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen,
einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung
feststellen.

Koblenz, 30. Juli 2024

Mittelrheinische Treuhand GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

gez. Dr. Breitenbach gez. Brocker
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer"

D. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG 

Gegenstand der Prüfung

Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß der §§ 317 ff. HGB die Buchführung
und den Jahresabschluss sowie den Lagebericht auf die Einhaltung der einschlägigen
gesetzlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen der Satzung geprüft.

Die Prüfung der Einhaltung anderer Vorschriften gehört nur insoweit zu den Aufgaben der
Abschlussprüfung, als sich aus ihnen üblicherweise Rückwirkungen auf den Jahresabschluss
und den Lagebericht ergeben.

Insbesondere war Gegenstand unseres Auftrags weder die Aufdeckung und Aufklärung
strafrechtlicher Tatbestände, wie z. B. Unterschlagungen oder sonstige Untreuehandlungen,
noch die Aufdeckung und Aufklärung außerhalb der Rechnungslegung begangener
Ordnungswidrigkeiten sowie von bedeutsamen Schwächen des nicht rechnungs-
legungsbezogenen internen Kontrollsystems. Prüfungsplanung und Prüfungsdurchführung
haben wir jedoch so angelegt, dass diejenigen Unregelmäßigkeiten, die für die Rechnungs-
legung wesentlich sind, mit hinreichender Sicherheit aufgedeckt werden.
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Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz
Mayen

Der Prüfungsauftrag wurde durch die Werkleitung um nachfolgende Prüfungen erweitert:

 Prüfung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG),
 gesonderte Darstellung der wirtschaftlichen Verhältnisse zum Abschlussstichtag,
 besonderer Erläuterungsteil mit ergänzenden Aufgliederungen und Erläuterungen zum

Jahresabschluss.

Über die vorgenannte Prüfung wird in Abschnitt F.  gesondert berichtet. 

Wir weisen darauf hin, dass die gesetzlichen Vertreter für die Rechnungslegung, die dazu
eingerichteten Kontrollen und die uns gegenüber gemachten Angaben die Verantwortung
tragen.

Unsere Prüfung erstreckt sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf, ob der Fortbestand
des geprüften Eigenbetriebs zugesichert werden kann.

Wir haben die Prüfung mit Unterbrechungen in der Zeit vom 10. Juni bis 30. Juli 2024
durchgeführt.

Alle von uns erbetenen Auskünfte, Aufklärungen und Nachweise sind uns von der
Werkleitung und den zur Auskunft benannten Mitarbeitern erteilt worden. Die Werkleitung hat
uns die Vollständigkeit von Buchführung und Jahresabschluss sowie Lagebericht schriftlich
bestätigt.

Art und Umfang der Prüfung

Unsere Prüfung haben wir entsprechend den Vorschriften der §§ 317 ff. HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen und uns dabei von nachfolgend
beschriebenen Zielsetzungen leiten lassen:

Das Ziel unserer Abschlussprüfung besteht darin, hinreichende Sicherheit darüber zu
erlangen, dass der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen
aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulation der Rechnungslegung und
Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. Hinreichende Sicherheit stellt ein hohes Maß
an Sicherheit dar, ist aber keine Garantie, dass eine wesentliche falsche Darstellung stets
aufgedeckt wird. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen und Irrtümern
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. Das Risiko, dass
aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt
werden, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken,
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das
Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

Auf Grundlage der Prüfungsnachweise ziehen wir zudem Schlussfolgerungen, ob eine
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen und Gegebenheiten besteht,
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und des Lageberichts aufmerksam zu machen,
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unsere Prüfungsurteile zu modifizieren.

Seite 10



Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz
Mayen

Während der gesamten Abschlussprüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und
bewahren eine kritische Grundhaltung. Im Rahmen unserer Prüfung beurteilen wir die
Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
methoden sowie die Vertretbarkeit der dargestellten geschätzten Werte und damit
zusammenhängenden Angaben. Unsere Prüfung umfasst weiterhin die Würdigung der
Gesamtdarstellung, des Aufbaus und des Inhalts des Jahresabschlusses einschließlich der
Angaben, sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermittelt.

Unsere Prüfung des Lageberichts ist in die Prüfung des Jahresabschlusses integriert. Wir
beurteilen den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs. Auf
Grundlage unseres Verständnisses der von den gesetzlichen Vertretern als notwendig
erachteten Vorkehrungen und Maßnahmen haben wir angemessene Prüfungshandlungen
geplant, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil über die Wirksamkeit dieser
Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben. 

Wir haben Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durchgeführt. Dabei haben wir insbesondere
die zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nachvollzogen und deren Vertretbarkeit
sowie die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben beurteilt. Ein
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben und den zugrunde
liegenden Annahmen haben wir damit nicht abgegeben, da ein erhebliches unvermeidbares
Risiko besteht, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen. Unser Prüfungsurteil betrifft den Lagebericht als Ganzes und stellt kein
eigenständiges Prüfungsurteil zu einzelnen Angaben im Lagebericht dar.

Unter Beachtung dieser Grundsätze haben wir folgendes Prüfungsvorgehen entwickelt:

Der Prüfungsplanung lagen unser Verständnis des Geschäftsumfelds sowie des für die
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und der für die Prüfung
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen zugrunde. Auf Grundlage
unserer Einschätzung der Prozessabläufe und implementierten Kontrollen sowie der daraus
abgeleiteten Risiken wesentlicher falscher Angaben im Jahresabschluss haben wir
Prüfungshandlungen durchgeführt und ausreichende und angemessene Prüfungsnachweise
eingeholt. 

Auf Basis unserer Risikoeinschätzung und unserer Kenntnis der Geschäftsprozesse haben
wir in Abhängigkeit von unserer Beurteilung der Angemessenheit des rechnungslegungs-
bezogenen Kontrollsystems analytische Prüfungen sowie in durch bewusste Auswahl
gezogenen Stichproben Einzelfallprüfungen zur Beurteilung von Einzelsachverhalten
durchgeführt.

Unsere Prüfungsstrategie hat zu folgenden Prüfungsschwerpunkten geführt:

 die Realisation der gebuchten Kostenerstattungen nach SGB II,
 die Vollständigkeit und Bewertung der Rückstellungen,
 die Vollständigkeit und Bewertung der Forderungen im Leistungsbereich.

An der körperlichen Bestandsaufnahme haben wir aufgrund der Geringfügigkeit für den
Jahresabschluss als Ganzes nicht teilgenommen.
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Auf die Einholung von Saldenbestätigungen haben wir aufgrund der speziellen
Spiegelbildlichkeit durch die Kostenerstattung von Bund und Kommune im Rahmen der
gesetzlichen Regelungen nach SGB II von Forderungen und Verbindlichkeiten verzichtet.

Von Kreditinstituten wurden Bankbestätigungen eingeholt.

Aus der Durchsicht der Sitzungsprotokolle ergaben sich keine Hinweise auf bestehende
Rechtsstreitigkeiten oder anhängige Prozesse. Auf die Einholung von Bestätigungen von
Rechtsanwälten wurde deshalb verzichtet.

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Nachweise bei der Prüfung des
Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2023 und der Beurteilung des Lageberichts
ausreichend und angemessen sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. 

E. FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

Grundlagen und Ordnungsmäßigkeit der Buchführung

Unsere Prüfung ergab in allen wesentlichen Belangen die formale und materielle
Ordnungsmäßigkeit der Buchführung. Die neben der Buchführung aus weiteren Unterlagen
entnommenen Informationen sind ordnungsgemäß in Buchführung, Jahresabschluss und
Lagebericht abgebildet worden.

Bei unserer Prüfung haben wir festgestellt, dass die von dem Eigenbetrieb getroffenen
organisatorischen und technischen Maßnahmen geeignet sind, die Sicherheit der
verarbeiteten rechnungslegungsrelevanten Daten und IT-Systeme zu gewährleisten.

Das von dem Eigenbetrieb eingerichtete rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem
(IKS) sieht dem Geschäftszweck und -umfang entsprechende, angemessene Regelungen
zur Organisation und Kontrolle der Arbeitsabläufe vor. Die Verfahrensabläufe in der
Buchführung haben im Berichtszeitraum keine nennenswerten organisatorischen
Veränderungen erfahren. 

Jahresabschluss

Der Vorjahresabschluss wurde vom Kreistag am 20. November 2023 festgestellt.

Der Jahresabschluss des Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz, bestehend aus Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang zum 31. Dezember 2023, ist unter Beachtung
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung nach den deutschen handelsrechtlichen
Vorschriften für große Kapitalgesellschaften sowie den ergänzenden landesrechtlichen
Vorschriften und Bestimmungen der Satzung aufgestellt worden.

Die uns vorgelegte Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung ist ordnungsgemäß aus der
Buchführung und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die Eröffnungsbilanzwerte
wurden ordnungsgemäß aus dem Vorjahresabschluss übernommen. 

Die gesetzlichen Vorschriften zu Ansatz, Bewertung und Ausweis sind in allen wesentlichen
Belangen beachtet worden.
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In dem von dem Eigenbetrieb aufgestellten Anhang sind die auf die Bilanz sowie die Gewinn-
und Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ausreichend
erläutert. Alle gesetzlich geforderten Einzelangaben sowie die wahlweise in den Anhang
übernommenen Angaben zu Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind in allen
wesentlichen Belangen vollständig und zutreffend dargestellt.

Die Schutzklausel des § 286 Abs. 4 HGB ist bezüglich der Angaben zu den Bezügen der
Werkleitung im Anhang zu Recht in Anspruch genommen worden.

Lagebericht

Der Lagebericht steht in allen wesentlichen Belangen in Einklang mit dem Jahresabschluss
und den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen und entspricht den gesetzlichen
Vorschriften. Der Lagebericht vermittelt ein zutreffendes Bild von der Lage des
Unternehmens und stellt die wesentlichen Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung
zutreffend dar. Die Angaben nach § 289 Abs. 2 HGB sowie weiterer gesetzlicher Vorschriften
sind vollständig und zutreffend beachtet worden.

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Unsere Prüfung hat ergeben, dass der Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den
gesetzlichen Vorschriften entspricht und insgesamt unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung und sonstiger maßgeblicher Rechnungslegungsgrundsätze
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Die wesentlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind zutreffend im Anhang
(Anlage 3) dargestellt und wurden unverändert zum Vorjahr angewendet. Folgende
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie die Nutzung von Ermessensspielräumen
haben Einfluss auf die Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage:

 Neu- und Altforderungen aus Bundes- und kommunalen Leistungen gegen den sonstigen
Bereich wurden aufgrund des Vorsichtsprinzip (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB i. V. m. § 20
EigAnVO RLP) wertberichtigt. Bedingt durch die schwache Bonität der Kunden erfolgte
die Wertberichtigung mit Sätzen zwischen 20 % und 70 %. Aus dieser Maßnahme ergibt
sich kein Verzicht auf die Betreibung der Forderungen.

 Auf der Passivseite wurde ein Posten für empfangene Investitionszuschüsse gebildet.
Dieser wird, entsprechend der Abschreibungen des bezuschussten Sachanlage-
vermögens, aufgelöst.

 Da die laufenden Pensionsverpflichtungen durch Umlagen gedeckt werden, wird auf die
Bildung einer Pensionsrückstellung verzichtet (§ 22 Abs. 3 EigAnVO).

 Bei den Erträgen aus Bund- und Kommunalleistungen (Transferleistungen) handelt es
sich nicht um Entgelte aus einem Leistungsaustausch, weshalb diese nicht in den
Umsatzerlösen (§ 277 Abs. 1 HGB) sondern den sonstigen betrieblichen Erträgen
ausgewiesen werden.
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 Da vom Grundsatz her sämtliche Ausgaben von Dritten getragen werden, entsteht kein
zahlungswirksamer Gewinn oder Verlust. Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und
gleichzeitig die kameralistische Abrechnungspraxis des BMAS, welche zu teilweise
zeitlich nachgelagerten Erstattungen bzw. Verrechnungen führt, einzubeziehen, wurde
ein Abgrenzungsposten gebildet. Dieser sorgt in der Gewinn- und Verlustrechnung für ein
ausgeglichenes Ergebnis und wird als Verbindlichkeit gegenüber Bund und Kommune
ausgewiesen. Der im Berichtsjahr 2023 erfasste Ertrag beträgt TEUR 251. 

Zur weiteren Verdeutlichung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs
verweisen wir auf die von uns vorgenommene Analyse der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage (Anlage 7).

F. FESTSTELLUNGEN AUS ERWEITERUNGEN DES PRÜFUNGSAUFTRAGS 

Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und
2 HGrG und die hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der
Finanzen, dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten
IDW PS 720 „Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG“
beachtet. 

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der
erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen
Vorschriften und den Bestimmungen der Satzungen des Eigenbetriebs geführt worden sind.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in der Anlage 6
dargestellt. Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten
ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der
Geschäftsführung von Bedeutung sind.
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Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz, Mayen

Bilanz zum 31. Dezember 2023

A K T I V A

31.12.2023 31.12.2022
EUR EUR

A. ANLAGEVERMÖGEN
I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen Rechten und Werten 5,00 5,00

II. Sachanlagen
Betriebs- und Geschäftsausstattung 113.873,04 134.724,76

113.878,04 134.729,76

B. UMLAUFVERMÖGEN
I. Vorräte

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 11.056,13 11.955,55
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen im Leistungsbereich 2.723.470,46 2.752.636,61
2. Forderungen gegen den Einrichtungsträger 26.960,20 187.765,73
3. Sonstige Vermögensgegenstände 145.592,07 104.440,36

2.896.022,73 3.044.842,70

III. Guthaben bei Kreditinstituten 1.074.991,62 661.219,28
3.982.070,48 3.718.017,53

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 5.120.374,61 4.353.729,65
9.216.323,13 8.206.476,94
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Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz, Mayen

Bilanz zum 31. Dezember 2023

P A S S I V A

31.12.2023 31.12.2022
EUR EUR

A. EIGENKAPITAL
I. Stammkapital 5.000,00 5.000,00
II. Jahresergebnis 0,00 0,00

5.000,00 5.000,00

B. SONDERPOSTEN FÜR ZUWENDUNGEN 113.878,04 134.729,76
C. RÜCKSTELLUNGEN

Sonstige Rückstellungen 528.960,00 416.800,00
D. VERBINDLICHKEITEN

1. Verbindlichkeiten im Leistungsbereich 1.631.806,32 1.449.279,63
2. Verbindlichkeiten gegenüber dem Einrichtungsträger 230.046,82 268.248,88
3. Verbindlichkeiten gegenüber Gebietskörperschaften 1.566.882,00 1.784.769,29
4. Sonstige Verbindlichkeiten 139.709,55 147.608,98

- davon aus Steuern: EUR 139.709,55 (Vorjahr:
EUR 147.608,98)

3.568.444,69 3.649.906,78

E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 5.000.040,40 4.000.040,40

9.216.323,13 8.206.476,94
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Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz, Mayen

Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr 2023

2023 2022
EUR EUR

1. Sonstige betriebliche Erträge 98.757.565,45 83.300.114,42

2. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter -9.490.304,17 -8.509.079,01
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen

für Altersversorgung und für
Unterstützung -2.795.548,89 -2.688.361,44
- davon für Altersversorgung: 

EUR -1.116.391,42 (Vorjahr:
EUR -1.011.867,12)

-12.285.853,06 -11.197.440,45

3. Abschreibungen auf immaterielle
Vermögensgegenstände des
Anlagevermögens und Sachanlagen -37.913,59 -40.668,86

4. Sonstige betriebliche Aufwendungen -86.433.637,80 -72.061.601,11

5. Ergebnis nach Steuern 161,00 404,00

6. Sonstige Steuern -161,00 -404,00

7. Jahresergebnis 0,00 0,00
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Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz - Eigenbetrieb-, Mayen 

Anhang für das Wirtschaftsjahr 2023 

1. Allgemeine Angaben zur Bilanzierung und Bewertung 

Grundlagen für die Aufstellung des Jahresabschlusses sind die Rechnungslegungsvorschrif-

ten des HGB sowie die ergänzenden kommunalrechtlichen Bestimmungen. 

Die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgt in der für die große 

Kapitalgesellschaft vorgesehenen Form der §§ 266 und 275 Abs. 2 HGB. Dabei wurden die 

Formvorschriften der Formblätter der EigAnVO beachtet. 

Die Postenbezeichnungen wurden an die Bedürfnisse des Eigenbetriebs angepasst. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach dem Gesamtkostenverfahren gegliedert. 

2. Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

a) Anlagevermögen 
Entgeltlich erworbene immaterielle Vermögensgegenstände 
Die entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände sind mit den Anschaffungs-

kosten einschließlich Anschaffungsnebenkosten, vermindert um planmäßige lineare Abschrei-

bungen entsprechend der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer bewertet. 
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Übriges Sachanlagevermögen 
Die Sachanlagen werden mit den Anschaffungskosten, bei abnutzbaren Vermögensgegen-

ständen vermindert um planmäßige Abschreibungen, bewertet. Die Abschreibung der Vermö-

gensgegenstände des Anlagevermögens erfolgt nach der betriebsgewöhnlichen Nutzungs-

dauer (von 3 bis 20 Jahre) unter Verwendung der linearen Methode. Vermögensgegenstände 

mit Anschaffungskosten von EUR 250,00 bis unter EUR 1.000,00 werden in einem Sammel-

posten zusammengefasst und über fünf Jahre linear abgeschrieben. 

b) Vorräte 
Die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sind zu Anschaffungskosten angesetzt. 

c) Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
Allgemeines 
Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände werden grundsätzlich zum Nennwert 

angesetzt. Soweit erforderlich, sind Einzelwertberichtigungen vorgenommen worden. Das all-

gemeine Kreditrisiko wird durch eine angemessene Pauschalwertberichtigung berücksichtigt. 

d) Liquide Mittel 
Die liquiden Mittel sind zum Nennwert angesetzt. 

e) Sonderposten für Investitionszuschüsse 

Empfangene Investitionszuschüsse werden als Passivposten ausgewiesen. 

f) Pensionsrückstellung 

Da laufende Pensionsverpflichtungen durch Umlagen gedeckt werden, konnte aufgrund § 22 

Abs. 3 EigAnVO auf die Bildung einer Pensionsrückstellung verzichtet werden. 

g) Sonstige Rückstellungen 
Die sonstigen Rückstellungen sind in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

notwendigen Erfüllungsbetrages angesetzt worden. 

Die Beträge der Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr wurden mit 

dem ihrer durchschnittlichen Restlaufzeit entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatz 

der vergangenen sieben Wirtschaftsjahre abgezinst. 
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h) Verbindlichkeiten 
Die Verbindlichkeiten sind mit ihren Erfüllungsbeträgen bewertet. 

i) Rechnungsabgrenzungsposten 

Abgegrenzt sind Ausgaben bzw. Einnahmen vor dem Abschlussstichtag, die für eine be-

stimmte Zeit nach diesem Tag Aufwand bzw. Ertrag darstellt. 

3. Angaben zur Bilanz 

a) Anlagevermögen 
Zur Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens wird auf den separat dargestell-

ten Anlagenspiegel verwiesen (vgl. Anlage zum Anhang). 

b) Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände haben ausschließlich eine Restlauf-

zeit bis zu einem Jahr. 

Die Forderungen gegen den Einrichtungsträger betreffen ausschließlich den Leistungsbereich. 

c) Eigenkapital 
Das Stammkapital ist in Höhe des satzungsmäßigen Stammkapitals ausgewiesen. 

Die Zusammensetzung und Entwicklung des Eigenkapitals stellt sich wie folgt dar: 

        

    
Stand 

01.01.2023   Zuführung   Entnahme 
Stand 

31.12.2023 
   EUR  EUR  EUR EUR 
        
Stammkapital   5.000,00  0,00  0,00 5.000,00 
            
Jahresergebnis   0,00  0,00  0,00 0,00 
               
    5.000,00   0,00   0,00 5.000,00 
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d) Sonstige Rückstellungen 

Unter den sonstigen Rückstellungen sind erfasst: 

 

                  EUR 
 
Urlaubsrückstellung 456.000,00 
Altersteilzeit 46.060,00 
Externe Kosten Jahresabschlusserstellung 13.000,00 
Interne Kosten Jahresabschlussprüfung 10.700,00 
Aufbewahrung Geschäftsunterlagen     3.200,00 
 
  528.960,00 
 
 
Die Rückstellungen haben sich wie folgt entwickelt: 
 
      

    
Stand 

01.01.2023 
Inanspruch- 

nahme Zuführung  
Stand 

31.12.2023 
   EUR EUR EUR EUR 
      
Urlaub Mitarbeiter  248.000,00 248.000,00 456.000,00 456.000,00 
      
Altersteilzeit  147.400,00 126.040,00 24.700,00 46.060,00 
      
Jahresabschlusserstellung  10.200,00 10.200,00 10.700,00 10.700,00 
          
Jahresabschlussprüfung  8.000,00 8.000,00 13.000,00 13.000,00 
          
Aufbewahrung  
Geschäftsunterlagen   3.200,00 320,00 320,00 3.200,00 
     416.800,00 392.560,00 504.720,00 528.960,00 
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e) Verbindlichkeiten 

Restlaufzeiten von Verbindlichkeiten (§§ 285 Nr. 2, 268 Abs. 5 HGB) 
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Die Verbindlichkeiten gegenüber dem Einrichtungsträger und gegenüber Gebietskörperschaf-

ten betreffen wie im Vorjahr ausschließlich den Leistungsbereich. 

4. Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Das Jahresergebnis wird nicht durch Ertragsteuern beeinflusst, da sich die Tätigkeit des Ei-

genbetriebs in vollem Umfang auf den hoheitlichen Bereich beschränkt. 
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Außerordentliche/Periodenfremde Aufwendungen oder Erträge sind bis auf die Auflösung 

von Wertberichtigungen (TEUR 41) nicht angefallen. 

5. Sonstige Angaben 

a) Haftungsverhältnisse (§ 268 Abs. 7 HGB) 
Am Bilanzstichtag bestehen keine Haftungsverhältnisse gemäß § 251 HGB. 

b) Sonstige finanzielle Verpflichtungen (§ 285 Nr. 3a HGB) 
Sonstige finanzielle Verpflichtungen zum Bilanzstichtag aus Leasing und Mieten bestehen mit 

TEUR 597. 

c) Angaben zu Abschlussprüferhonoraren (§ 285 Nr. 17 HGB) 
Für das Wirtschaftsjahr 2023 wurde vom Abschlussprüfer ein Gesamthonorar in Höhe von 

TEUR 10 berechnet. Davon entfallen auf Abschlussprüfungsleistungen TEUR 6 und auf sons-

tige Leistungen TEUR 4. 

d) Angaben zu nahe stehenden Unternehmen und Personen (§ 285 Nr. 21 HGB) 
Im Wirtschaftsjahr 2023 gibt es keine wesentlichen Geschäfte mit nahe stehenden Unterneh-

men und Personen, die für die Beurteilung der Finanzlage notwendig und zu nicht marktübli-

chen Bedingungen zustande gekommen sind. 

e) Angaben zu Mitarbeitern (§ 285 Nr. 7 HGB) 
Die durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer betrug 2023 212 Personen. Davon entfielen auf: 

 

                   2023   2022 
 
 Werkleiter 1 1 
 Beamte 34 39 
 Angestellte 177 165 
 
  212 205 
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Der Personalaufwand ist wie folgt zu untergliedern: 
 
      (&($  (&(( 
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f) Angaben zu Geschäftsführung und Aufsichtsorganen 
Mitglieder des Geschäftsführungsorgans und des Werkausschusses (§ 285 Nr. 10 HGB) 

Werkleiter ist Frau Sandra Schumacher, Geschäftsführerin. Die Angabe der Gesamtbezüge 

wird mit Hinweis auf § 286 Abs. 4 HGB unterlassen. 
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Eigenbetrieb „Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz“ 

Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2023 

 

 

 Gliederung: 

1. Geschäftstätigkeit und Rahmenbedingungen 
2. Ertragslage  
3. Finanzlage 
4. Vermögenslage 
5. Risiko- und Prognosebericht 

 

 

1. Geschäftstätigkeit und Rahmenbedingungen 
 
 

1.1. Organisation als Eigenbetrieb 
 

Die Aufgaben nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) werden im Landkreis 
Mayen-Koblenz in alleiniger kommunaler Trägerschaft wahrgenommen. 
 
Der Landkreis Mayen-Koblenz hat sich für die Umsetzung in Form eines 
Eigenbetriebes entschieden. In der Kreistagsitzung vom 06.06.2011 wurde die 
Betriebssatzung beschlossen, die Aufgabenwahrnehmung erfolgt seit 01.01.2012 in 
dieser Organisationsform. 
 
 
 

1.2. Aufgaben des Eigenbetriebes 
 

Gegenstand des Eigenbetriebes ist die Wahrnehmung und Durchführung der dem 
Landkreis Mayen-Koblenz obliegenden Aufgaben nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch. Durch die Grundsicherung für Arbeitssuchende soll den 
Leistungsberechtigten ein Leben ermöglicht werden, dass der Würde des Menschen 
entspricht.  
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Dies umfasst die Leistungen zur  
 Beratung, 
 Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürftigkeit, insbesondere durch 

Eingliederung in Ausbildung oder Arbeit und  
 Sicherung des Lebensunterhaltes. 

 
 

1.3. Organisation des Eigenbetriebes 
 

Im Eigenbetrieb finden sich die Geschäftsbereiche 
 

 Leistungsgewährung, 
 Markt & Integration, 
 Zentrale Dienste/Finanzen, 
 Recht und 
 Projekte 

 
wieder. Die operativen Aufgaben Leistungsgewährung und Integration in Arbeit werden 
im Flächenlandkreis an 4 Standorten in Mayen, Andernach, Weißenthurm und Bendorf 
wahrgenommen. Um eine effektive Zusammenarbeit zwischen Leistungs- und 
Integrationsbereich zu gewährleisten, werden beide Aufgaben jeweils in einem 
gemeinsamen Team erledigt.  
 
Am Hauptstandort in Mayen sind zusätzlich die Bereiche Zentrale Dienste/Finanzen, 
Recht (Unterabteilung Kreisrechtsausschuss und Verfolgung Ordnungswidrig-
keiten/Straftaten) angesiedelt. Die Projekte sind größtenteils räumlich dem Standort 
Andernach zugeordnet. Insbesondere für die Maßnahmen im Flüchtlingssektor wurde 
2016 eine Immobilie in der Breite Straße in Andernach zusätzlich angemietet. 
 
Die Kreisverwaltung übernimmt als Dienstleister für den Eigenbetrieb mit 
entsprechender Kostenerstattungsvereinbarung die Bereiche Informationstechnik, 
Personalverwaltung, Zahlungsverkehr/Forderungsmanagement, Betreuung des 
Werkausschusses durch den Sitzungsdienst und unterstützt in 
Versicherungsangelegenheiten. 

 
 

1.4. Finanzierung 
 

Eine Besonderheit gegenüber herkömmlichen Eigenbetrieben ist die Finanzierung. Der 
Kreis ist insoweit der Bundesagentur für Arbeit gleichgestellt, d.h. der Bund trägt die 
Aufwendungen der Grundsicherung für Arbeitssuchende einschließlich der 
Verwaltungskosten mit Ausnahme der Aufwendungen für Aufgaben des kommunalen 
Trägers nach § 6 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 SGB II. 
 
Die vom Bund zu tragenden Aufwendungen umfassen insbesondere:  
 

 Arbeitslosengeld II einschließlich Sozialversicherungsbeiträge und Sozialgeld 
 Leistungen zur Eingliederung in Arbeit 
 Personalkosten einschließlich der Kosten für die Ausstattung von 

Arbeitsplätzen (84,8%) 
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 Verwaltungs- und Sachkosten (84,8%) 
 Kosten für Telekommunikation und IT-Infrastruktur (84,8%) 

 

Der Landkreis finanziert: 

 Kosten für Unterkunft und Heizung 
 Leistungen zur Erstausstattung von Wohnungen, einschließlich 

Haushaltsgeräten 
 Leistungen für Erstausstattung von Bekleidung (z.B. nach Wohnungsbrand, 

Haft) 
 Leistungen für Bildung und Teilhabe 

Weiterhin beteiligt er sich an den Personal- und Sachkosten mit 15,2 %. 

Eine weitere Besonderheit bildet der Projektbereich des Eigenbetriebes. Durch die 
innovativen Konzepte ist es gelungen, hohe Zuwendungen der EU, von Bund und Land 
für Sonderprojekte zu akquirieren und somit Menschen aus dem Landkreis Mayen-
Koblenz durch zusätzliche Mittel zu helfen. Damit werden - teilweise mit Co-
Finanzierung des Jobcenters – folgende Projekte in 2023 und 2024 mit einem 
Fördervolumen von ca. 4,03 Mio. € für die beiden Jahre durchgeführt: 

 MYKonlinefit (aktuell bis 31.12.24) 
 IQ Netzwerk (Anerkennungs- und Qualifizierungsberatung ausl. Abschlüsse) 
 FAiR (Flüchtlinge und Asylsuchende integriert in die Region) 
 FiB (Frauen in Beschäftigung aktuell bis 31.12.24) 
 ZieCo MYK (Coaching aktuell bis 31.12.24) 
 Jugendberufsagentur plus (Projekt mit der Kreisverwaltung Mayen-

Koblenz)  
 Projekt AktiVoReha im Bundesprogramm rehapro 

 
Durch die Zertifizierung als Maßnahmenträger werden folgende Projekte in eigener 
Regie, finanziert aus dem Eingliederungstitel, mit aktuell 8 Mitarbeiter:innen 
durchgeführt: 
 

 ANI (Analyse-Intervention, regionales Modellprojekt zur Reduzierung des 
Langzeitleistungsbezuges) 

 LQA (Leben-Qualifizieren-Arbeiten, ein Flüchtlingsprojekt) 
 § 16h SGB II Förderung schwer zu erreichender junger Menschen  

 

Alle Aufwendungen werden durch Erträge von Bund, Land, EU und des Kreises 
bestritten, so dass grundsätzlich kein zahlungswirksamer Verlust entstehen und kein 
Gewinn erwirtschaftet werden kann. Die für die Aufgabenerledigung notwendigen Mittel 
werden rechtzeitig im automatisierten Abrufverfahren vom Bund zur Verfügung gestellt 
(Bundesmittel) bzw. vom Landkreis überwiesen (kommunale Leistungen). 

 

 

  



4 
 

1.5. Personalsituation 
 

Aktuell sind 218 Mitarbeiter:innen (inkl. 15 Nachwuchskräften) im Jobcenter 
beschäftigt, davon 51 mit einem befristeten Arbeitsvertrag. Seit gut einem Jahr macht 
sich der Fachkräftemangel auch im öffentlichen Dienst und damit auch im Jobcenter 
deutlich bemerkbar. Da annähernd alle Behörden händeringend Fachkräfte suchen, 
steht den Mitarbeiter:innen mit Wechsel- oder Aufstiegswünschen ein breites Angebot 
zur Verfügung und die Personalfluktuation ist dementsprechend merklich gestiegen. 
So sind beispielsweise im Zeitraum von Juni 23 bis Juni 24 insgesamt  
23 Mitarbeiter:innen ausgeschieden und 30 wurden neu eingestellt. Damit konnten 
zwar zahlenmäßig die offenen Planstellen weitestgehend wiederbesetzt werden, bei 
der Personalrekrutierung müssen jedoch neue Wege gegangen werden. Mangels 
geeigneter ausgebildeter Verwaltungskräfte wird nun auch zunehmend auf 
Bewerber:innen aus der Privatwirtschaft, z.B. aus dem Bankenbereich, zugegriffen. So 
werden seit rund einem Jahr auch viele Kräfte ohne Verwaltungsausbildung eingestellt. 
Aufgrund des fehlenden Grundwissens bedingt dies einen hohen Schulungs- und 
Einarbeitungsaufwand, so dass die Belastung der noch vorhandenen Mitarbeiter:innen 
deutlich gestiegen ist bzw. weiter steigt. 
 
Bedingt durch die hohe Zahl der Neueinstellungen ist auch die Anzahl der Befristungen 
deutlich gestiegen. Derzeit sind 9 Flüchtlingslots:innen, 22 operative Kräfte und  
5 Projektmitarbeiter:innen mit einem befristeten Vertrag angestellt. Im Projektbereich 
und bei den Flüchtlingslots:innen ist die Befristung in erster Linie tätigkeitsbedingt. Im 
operativen Bereich werden nach wie vor grundsätzlich 2-jährige Befristungen 
vorgesehen, wobei bei offensichtlich besonders gut geeigneten Bewerber:innen auch 
unbefristete Verträge angeboten werden. 
 
Wie bereits dargestellt, ist die Personalausstattung zwar zahlenmäßig weitestgehend 
entsprechend der Festlegungen im Stellenplan, dennoch ist die hohe zusätzliche 
Belastung durch Einarbeitungsbedarf der externen neuen Kräfte gerade im operativen 
Bereich nicht zu unterschätzen, bedingt durch die mittlerweile anhaltende hohe 
Personalfluktuation. Deshalb wird durch teamübergreifende 
Unterstützungsmaßnahmen und Arbeitsvereinfachungen den stark betroffenen Teams 
Hilfestellung geleistet. Zusätzliche Qualifizierungsmöglichkeiten für die neuen Kräfte 
werden entsprechend der vorhandenen finanziellen Möglichkeiten angeboten.  
 
In der Führungsebene erfolgte ein Generationswechsel. Auf Bereichsleitungsebene 
erfolgte nach kurzer Zeit ein erneuter Wechsel, der weitere Wechsel in verschiedenen 
Ebenen nach sich zieht. Dies wird voraussichtlich im Oktober 2024 wieder 
abgeschlossen sein. All das verbessert die ohnehin schwierige Personalsituation nicht.  
 
Die Regelungen des Bürgergeldgesetzes, die zum 01.01.2023 und 01.07.2023 in Kraft 
getreten sind, hatten tiefgreifende Auswirkungen auf die Arbeit im Leistungs- und 
Integrationsbereich. Insbesondere im Rahmen eines neuen Beratungskonzeptes sind 
umfangreiche Schulungen des Personals notwendig. Außerdem mussten nahezu alle 
Vorlagen und Weisungen komplett überarbeitet und angepasst werden. Aktuell sind 
neue Regelungen in der politischen Diskussion, die erneut Änderungen mit sich 
bringen werden und das Bürgergeld mit einigen Schritten zurück wieder reformiert wird. 
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Nach wie vor wird sehr viel Wert auf eine Imageverbesserung des Jobcenters gelegt. 
Mit regelmäßigen aktuellen Informationen versucht das Jobcenter die Bevölkerung auf 
Social Media auf dem Laufenden zu halten. Bezüglich einer endgültigen Homeoffice-
Regelung, ebenso wichtig für die Darstellung eines attraktiven Arbeitsplatzes, steht 
noch der Abschluss einer Dienstvereinbarung mit der Personalvertretung an; diese 
befindet sich noch in der Abstimmung.  
 
 
Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 18.12.2023 dem Wirtschaftsplan mit einem 
Stellenplan von 177,12 Vollzeitäquivalenten zugestimmt. Gegenüber dem Vorjahr hat 
sich die Stellenzahl damit geringfügig um 0,57 erhöht. 
 
 

1.6. Infrastruktur 
 

Aufgrund der Insolvenz des Reinigungsunternehmens musste die Gebäudereinigung 
in allen Liegenschaften des Jobcenters kurzfristig neu ausgeschrieben und vergeben 
werden. Die Beauftragung erfolgte als Interimsvergabe und wird im laufenden Jahr 
nochmals europaweit neu ausgeschrieben.  
 
Die Dienstwagenflotte wurde bereits im Vorjahr fast komplett auf E-Mobilität umgestellt. 
7 Dienstwagen sind reine Elektrowagen, ein Fahrzeug ist ein Hybrid. Damit leistet das 
JC einen Beitrag auf dem Weg zum „Klimafreundlichen Landkreis“.  
 
Im Bereich des Postversandes wurde auf die elektronische Übermittlung der 
Poststücke an einen Dienstleister umgestellt, so dass ein Ausdrucken und Versenden 
von Briefpost durch die Mitarbeiter:innen weitestgehend entfällt. Der 
Infrastrukturbereich ist mit der sukzessiven Entsorgung von nicht mehr benötigten 
Aktenschränken und Altakten beauftragt.  
 
 

1.7. Digitalisierung 
 
Der Digitalisierungsprozess im Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz ist bereits weit 
fortgeschritten, das Angebot wird jedoch kontinuierlich erweitert. Nach der 
flächendeckenden Einführung der E-Akte werden zwischenzeitlich auch wichtige 
Verwaltungsdienstleistungen nach dem Onlinezugangsgesetz (OZG) bereitgestellt. So 
können die Leistungsberechtigten Erstanträge, Weiterbewilligungsanträge und 
Veränderungsanzeigen digital erstellen und mit ggf. hochgeladenen Unterlagen online 
übersenden. Durch die Integration eines Kundenportals in die neu gestaltete 
Homepage des Jobcenters können Termine online vergeben und Unterlagen digital 
ausgetauscht werden.  
Das Kundenportal wird weiter ausgebaut, um damit auch den Leistungsberechtigten 
eine moderne und effiziente Kommunikationsmöglichkeit zu ermöglichen. In der 
Pandemie wurden jedoch fehlende digitale Kompetenzen der Bürgergeldbeziehenden 
sichtbar. Neben den oftmals fehlenden Zugängen zu Technologien wie Computern, 
mobilen Geräten oder einem Internetzugang, ist die Hürde eines digitalen Zuganges in 
Form von Portalen für viele erheblich bis kaum zu überwinden. Im Jobcenter wurde 
daher ab Oktober 2023 ein Digitalcoach im Rahmen eines geförderten Projektes mit 
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einer Laufzeit bis Ende 2024 in Einzel- und Gruppengesprächen die notwendigen 
Kompetenzen den Bürgergeldbeziehenden vermitteln. 
 
Intern wird aktuell das digitale Dokumentenmanagements (DMS) eingeführt. Damit 
werden alle Vorgänge papierlos in einem digitalen Aktenplan abgelegt Mit der 
flächendeckenden Umstellung aller Bereiche und Digitalisierung der gesamten 
Eingangspost (Zentralscan) wird das Jobcenter nahezu 100% papierlos arbeiten. Des 
Weiteren wird das Intranet des Jobcenters überarbeitet. Hier wurde sich an das 
Angebot der Kreisverwaltung MYK angeschlossen und damit eine kostengünstige 
Variante genutzt. Aktuell erfolgt die Umstellung auf die neue Struktur. Das neue 
Intranet wird voraussichtlich im Herbst 2024 den Mitarbeitenden zur Verfügung stehen. 
 
Um die betriebliche Effizienz zu steigern und die Genauigkeit sowie Geschwindigkeit 
interner Prozesse zu verbessern, werden die Potenziale von Robotic Process 
Automation (RPA) und von Cognitive AI Lösungen genutzt. Die eingesetzte RPA 
Lösung ermöglicht es, geschulten Mitarbeiter:innen, selbständig Geschäftsprozesse zu 
automatisieren und somit zeitnah zu einer Entlastung des hohen Arbeitsauskommens 
beizutragen. 
 
Für die Außendarstellung werden zunehmend die sozialen Medien (Facebook, 
Instagram und YouTube) genutzt. Der eigens für das Jobcenter MYK gedrehter 
Werbefilm wurde auch dort veröffentlicht. 
 
 

1.8. Entwicklung der wirtschaftlichen und arbeitsmarktlichen 
Gesamtsituation 

 
Der Landkreis Mayen-Koblenz ist insgesamt wirtschaftlich, trotz der Pandemiejahre 
und der Ukraine-Krise, noch relativ stark. Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, 
dass die Wirtschaft im Landkreis von klein- und mittelständischen Unternehmen 
geprägt ist. 
Die meisten Beschäftigten hat der Dienstleistungssektor. Danach folgen der 
produzierende Bereich und die Bereiche Handel, Verkehr und Lager, Gastgewerbe. 
Der Ukraine-Krieg hat weitreichende gesellschaftliche, wirtschaftliche und soziale 
Auswirkungen. Wirtschaftliche Folgen wie Materialienengpässe, hohe Inflation und 
Zinsanstieg beeinflussen die Wirtschaft und den Arbeitsmarkt. Die Folgen des 
Ukrainekriegs wirken sich weiter auch auf den deutschen Mittelstand aus. Die 
angespannte wirtschaftliche Lage seit der Pandemie hat sich noch nicht gänzlich 
wieder erholt Zwischenzeitlich haben die meisten Menschen aus der Ukraine 
erfolgreich ihre Integrationskurse besucht und stehen dem Arbeitsmarkt zur Verfügung. 
Die Unterstützung der Geflüchteten aus der Ukraine und anderen Herkunftsregionen 
bleibt eine zentrale Aufgabe. Das Ziel der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und 
Männern am Arbeitsmarkt bleibt bestehen; die Integration von Frauen liegen noch 
immer deutlich hinten denen der Männer. Der demografische Wandel schafft nicht nur 
Möglichkeiten für Leistungsberechtigte, sondern es wird mehr und mehr zwingend 
notwendig, die vorhandenen Beschäftigungspotentiale zu nutzen. Jugendliche müssen 
rechtzeitig fit für den Arbeitsmarkt gemacht werden und benötigen individuelle Hilfe im 
Übergang Schule und Beruf. Insgesamt müssen die Beschäftigungschancen und -
möglichkeiten junger Menschen gefördert werden, insbesondere sind grundlegende 
Kompetenzen nötig und bei Ungelernten ist ggfs. noch eine Ausbildung denkbar oder 
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auch kleinere Qualifizierungen möglich, um eine nachhaltige Integration zu 
ermöglichen. Das Jobcenter Mayen- Koblenz setzt im Bereich U25 gemeinsam mit 
seinen Partnern auf Einzelfallhilfe und hier besonders auf aufsuchende Angebote. 
 
Die deutsche Wirtschaft war 2023 von einer wirtschaftlichen Stagnation bei gleichzeitig 
hoher Inflation geprägt. Die Inflationsrate ist zwischenzeitlich rückläufig. Ursachen 
liegen hier in der Energiekrise, die noch immer nachwirkt und die Kaufkraft der 
Menschen deutlich geschmälert hat. Hinzu kommt eine geringere Wachstumsdynamik 
der Weltwirtschaft. Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt ( BIP ) war im 
Jahr 2023  nach ersten Berechnungen des Statistischen Bundesamtes (Destatis) um 
0,3 Prozent niedriger als im Vorjahr. Trotz allem konnten Unternehmerinnen und 
Unternehmer zum Jahresende etwas optimistischer in die Zukunft blicken. Auch 
Privatpersonen scheinen im Zuge der rückläufigen Inflationsraten und wieder 
steigender Einkommen etwas optimistischer. Es zeigt sich eine gestiegene 
Anschaffungsneigung. Dennoch bleiben die Risiken bezüglich der erwarteten 
wirtschaftlichen Erholung angesichts der schwachen Weltwirtschaft hoch.  
Im Landkreis Mayen-Koblenz sind viele klein- und mittelständische Unternehmen 
ansässig. Die Herausforderungen der Corona Jahre und des Ukraine Krieges sind im 
Landkreis nur abgeschwächt aufgetreten. 
Der Arbeitsmarkt im Kreis MYK ist aufgrund des hohen Anteils am Mittelstand konstant. 
Es gibt mehr Stellen, als Bewerber:innen. Gesucht werden vor allem Fachkräfte. 
Die Jugendarbeitslosigkeit ist weiterhin auf niedrigem Niveau, im Landkreis aber leicht 
gestiegen. Die Zahl der gemeldeten Ausbildungsstellen hat sich weiter stabilisiert. Viele 
Unternehmen können die Ausbildungsstellen nicht adäquat besetzen. Die Zahl der 
unversorgten Bewerber:innen entspricht in etwa den Zahlen aus 2022. 
Das Jobcenter konnte auch in 2023 allen Jugendlichen eine Perspektive für das 
kommende Jahr geben. Geschlossene Ausbildungsverträge konnten angetreten 
werden. 
 
Die Arbeitslosigkeit ist im Juni 2024 im Landkreis MYK zurückgegangen.  
Im Landkreis sank die Zahl der arbeitslosen Menschen auf nun 4.527. Gegenüber dem 
Vorjahr ist dies allerdings noch immer eine Steigerung um 318. Die Arbeitslosenquote 
liegt Ende Juni bei 3,8 Prozent und damit um 0,1 Punkt niedriger als im Mai. Der 
Arbeitsmarkt verzeichnet geringe Bewegungen. Das Saisongeschäft im Hotel- und 
Gaststättengewerbe konnte durch die schlechte Wetterlage im Frühjahr erst verspätet 
starten. In vielen Bereichen wird versucht, bestehendes Personal halten zu können, 
aber es wird kaum neues Personal eingestellt. Offensichtlich schauen die 
Unternehmer:innen noch nicht ganz positiv in die Zukunft. Nicht zu vernachlässigen ist 
die Tatsache, dass in den nächsten Jahren die geburtenstarken Jahrgänge in den 
Ruhestand gehen werden. Spätestens dann entstehen große Lücken in Unternehmen. 
Es ist seit Jahren deutlich schwieriger geworden, Nachwuchskräfte zu sichern. Im 
Ausbildungsmarkt ist dies seit längerem zu erkennen: es gibt deutlich mehr offene 
Ausbildungsstellen wie junge Menschen.  
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1.9. Flüchtlingssituation 

 
Die Entwicklung im Flüchtlingsbereich war und ist noch stark geprägt durch den 
Ukraine-Krieg. So ist die Anzahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten aus den 
bisherigen Herkunftsstaaten (Syrien, Irak, Iran, Afghanistan, Eritrea, Somalia, Nigeria, 
Pakistan) zunächst annähernd gleichgeblieben, die Zahl der erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten aus der Ukraine von Mai 2022 bis Mai 2023 von 29 auf 1.009 
gestiegen. Zwischenzeitlich hat sich die Situation gedreht, zwischen Mai 2023 und Mai 
2024: die Zahl aus der Ukraine sank um 25 auf 984, die Zahl aus Syrien, Irak, Iran, 
Afghanistan, Eritrea, Somalia, Nigeria und Pakistan stieg um 110 auf 1.534 Personen. 
Dieser enorme kurzfristige Anstieg hat auch die Mitarbeiter:innen des Jobcenters vor 
große Herausforderungen gestellt. Es ist jedoch gelungen, die Anträge zeitnah zu 
bewilligen und damit den Lebensunterhalt der Geflüchteten schnellstmöglich zu 
gewährleisten. Eine zeitnahe Integration der ukrainischen Flüchtlinge erweist sich trotz 
vielfach vorhandener guter beruflicher Qualifizierung infolge der fehlenden 
Sprachkenntnisse als schwierig. Da im Jobcenter MYK Wert auf nachhaltige 
Integrationen gelegt wird, stand das Erlernen der deutschen Sprache im Vordergrund. 
Nach Abschluss der Sprach- und Integrationskurse können die ukrainischen 
Bürgergeldbeziehenden sicherlich einen Beitrag zur Linderung des Fachkräftemangels 
leisten. Zwischenzeitlich wurde im Oktober 2023 durch das BMAS der Job-Turbo für 
Geflüchtete installiert, der darauf abzielt Geflüchtete möglichst zeitnah zu integrieren. 
Es wird davon ausgegangen, dass die Menschen nicht zwingend aufbauende 
Sprachkurse benötigen, sondern die deutsche Sprache in der Erwerbsfähigkeit lernen 
und ggfs. berufsbegleitend und branchenspezifisch weiter beschult werden. Im 
Jobcenter MYK wurde entsprechend reagiert und der Fokus auf die Integration 
Geflüchteter gerichtet. Hier sind durchaus gute Erfolge zu verzeichnen, auch mit 
geringerem Sprachniveau. Der Job-Turbo ist jedoch nicht alleinige Aufgabe des 
Jobcenters, sondern die Wirtschaft und die Arbeitgebenden vor Ort sind wesentliche 
Kooperationspartner:innen. Zusätzlich wurden zwei Landesprojekte mit einer 
Kofinanzierung unterstützt (Jobcoach 24plus), angesiedelt bei den beiden 
kommunalen Beschäftigungsgesellschaften. 
 
 

1.10. Entwicklung in den operativen Bereichen 
 

Die dem Jobcenter MYK gesetzlich übertragenen Aufgaben werden kundenorientiert 
und bürgernah wahrgenommen. Es betreut die Leistungsberechtigten nach dem SGB 
II im Landkreis Mayen-Koblenz sowohl im Hinblick auf die Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhalts als auch bei allen Fragen der beruflichen Integration in den 
Arbeitsmarkt.  
 
Das Jahr 2023 war noch immer durch die Übernahme der Geflüchteten aus der Ukraine 
geprägt. Aber auch die Einführung des Bürgergeldes stellt eine neue Herausforderung 
dar. Hinzu kam der Job-Turbo Ende des Jahres und das Thema Integration 
Geflüchteter wurde Schwerpunkt. Die Jobcenter sind seit 2015 von einer Krise in eine 
neue gekommen und es gab keine Zeiten zum Durchatmen und Ankommen in einen 
Regelbetrieb. Die durchschnittliche Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
(eLb) und die Anzahl an Bedarfsgemeinschaften ist stetig gestiegen. Mit der Zunahme 
der Geflüchteten ist auch die Arbeit eine andere geworden und deutlich intensiver. Die 
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Integrationsergebnisse konnten nicht gesteigert werden. Im Flüchtlingsbereich setzt 
sich die positive Entwicklung fort. Dies alles ist durch den intensiven Einsatz der 
Mitarbeiter:innen sehr gut gelungen. Trotz des anhaltenden Engagements sind 
Rückstände in der Leistungsbearbeitung aufgelaufen, insbesondere auf Grund der 
hohen Personalfluktuation und der zeitintensiveren Einarbeitung fachfremder 
Mitarbeiter:innen.  
 
Im Bereich Markt und Integration hat sich gezeigt, dass durch die pandemiebedingten 
Einschränkungen der direkte Kontakt mit den Leistungsberechtigten etwas in den 
Hintergrund geraten ist. Mit alternativen Beratungsformen (Video- und 
Telefonberatungen, Gespräche bei Spaziergängen im Freien) konnte zwar die Nähe 
zu den Kund:innen aufrechterhalten werden, der persönliche Kontakt ist jedoch bei der 
Beratungsarbeit ein wichtiger Bestandteil und ein wesentlicher Faktor für eine 
erfolgreiche Integrationsarbeit. Dies ist auch im Zuge des Job-Turbo sehr gut gelungen 
und es finden wieder deutlich mehr persönliche Kontakte statt. Hier hat sich gezeigt, 
dass mit persönlicher Nähe deutlich schneller Integrationserfolge zu verzeichnen sind. 
 
Die Arbeit im Leistungsbereich wurde beeinflusst durch die Einführung des 
Bürgergeldgesetzes. Hier ist es gelungen, die Neuerungen entsprechend den 
gesetzlichen Vorgaben umzusetzen und damit auch vielen Leistungsberechtigten 
zeitnah zu höheren Leistungen zu verhelfen.  
 
 

2. Ertragslage 

Da sämtliche Aufwendungen von Dritten (Bund, Land, EU, Kreis) finanziert werden, 
kann grundsätzlich kein zahlungswirksamer Jahresverlust entstehen. Wie aus der 
Aufstellung der Ertragslage ersichtlich, schließt das Wirtschaftsjahr 2023 mit einem 
neutralen Ergebnis ab. 
 
Die wesentlichen Schwerpunkte werden in den folgenden Punkten dargestellt: 
 

 

2.1. Grundsicherung Alg. II/Kosten der Unterkunft 

Hierbei handelt es sich um gesetzliche Pflichtleistungen, so dass keine Budgetierung 
erfolgt.  

Im Jahr 2023 entstand folgender Aufwand für die Leistungsempfänger: 

 

Arbeitslosengeld II einschl. Sozialversicherungsbeiträgen 48.537.760,36 € 

Kommunale Leistungen (KdU) inkl. Bildung und Teilhabe 29.252.064,62 € 

 

Der Anteil für Bildung und Teilhabe betrug davon 1.564.687,24 € 
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2.2. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit 

Zur Ausgestaltung der aktiven Arbeitsmarktpolitik wurden im Rahmen des zugeteilten 
Budgets und unter Berücksichtigung von Einnahmen aus Rückforderungen 

 5.740.217,00 € 

für verschiedene Maßnahmen und Leistungen verausgabt. 

 

2.3. Verwaltungskosten für die Durchführung der Grundsicherung für 
Arbeitssuchende 

 
Im Verwaltungsbereich betrugen die tatsächlichen Aufwendungen entsprechend der 
Budgetierung/Erträge 

  14.586.294,93 €. 

 

Hiervon entfielen auf die Personalkosten 12.285.853,06 €. 

 

Der Anteil des Landkreises Mayen-Koblenz an den Gesamtverwaltungskosten 
(kommunaler Finanzierungsanteil) betrug 1.862.893,52 €. 

 

Die vorstehenden Zahlen belegen, dass im Wirtschaftsjahr 2023 die zur Verfügung 
stehenden Mittel für Personal- und Sachkosten ausreichten, um alle tatsächlichen 
Aufwendungen zu decken. 

 

3. Finanzlage 
 
Grundlage und Ziel des Finanzmanagements des Jobcenters MYK ist es, die 
ordnungsgemäße Durchführung der Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem 
SGB II zu gewährleisten und den sparsamen Einsatz der zur Verfügung gestellten 
Mittel sicherzustellen. 
 
Die Umsetzung dieser Aufgabe erfolgt auf der Basis eines vom Kreistag 
beschlossenen Wirtschaftsplanes für das jeweilige Wirtschaftsjahr. 
 
Finanzierungsquelle der Leistungen sind Haushaltsmittel des Bundes und des Kreises. 
Für den Projekt- und Maßnahmenbereich dienen weiterhin Bundes-, Landes- und ESF-
Mittel zur Deckung der Ausgaben. 
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Die Liquidität des Eigenbetriebes wird über bedarfsgerechte Abrufe der Bundesmittel 
und der kommunalen Mittel des Landkreises für die einzelnen Aufgabengebiete bzw. 
Ausgabenarten gesichert. Hierzu werden bei den Bundesleistungen grundsätzlich die 
Mittel unmittelbar vor Fälligkeit direkt bei der Bundeskasse abgerufen. 
 
 

4. Vermögenslage 
 
Das Stammkapital des Eigenbetriebes besteht in der Sacheinlage des Landkreises 
Mayen-Koblenz in Höhe von 5.000,- €.  
Der Eigenbetrieb Jobcenter MYK verfügt über keine eigenen Gebäude oder 
Räumlichkeiten. Alle Immobilien sind angemietet. Die gesamte Datenverarbeitungs- 
und Telekommunikationstechnik ist Eigentum der Kreisverwaltung und wird von der 
Kreisverwaltung im Rahmen der Dienstleistungs- und Kostenerstattungsvereinbarung 
zur Verfügung gestellt. Die derzeit 8 Dienstwagen des Eigenbetriebes werden auf 
Leasingbasis genutzt. 
Das Anlagevermögen von 113 T€ besteht aus der Betriebs- und Geschäftsausstattung 
sowie geringwertigen Wirtschaftsgütern. In dem Betrag von 113 T€ sind 
Neuanschaffungen von 17 T€ enthalten. Hierbei handelt es sich insbesondere um  
Büro- und IT- Ausstattung in Form von Tablets, Laptops und Handys. 
Bei dem Umlaufvermögen betragen die wertberichtigten Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen 2.723 T€. Aufgrund fehlender Liquidität bei den Schuldnern musste 
eine Pauschalwertberichtigung von 1.544 T€ vorgenommen werden.  
Die passive Rechnungsabgrenzung beinhaltet 5.000 T€ aus Zuweisungen im 
Haushaltsjahr 2024 (Januar). Hierbei handelt es sich um Grundsicherungsleistungen, 
Miete, Dienstbezüge Beamte und Eingliederungsleistungen. Diese Auszahlungen sind 
unter dem aktiven Rechnungsabgrenzungsposten erfasst.  
 
 

5. Risiko- und Prognosebericht 
 

Die dem Jobcenter MYK gesetzlich übertragenen Aufgaben werden kundenorientiert 
und bürgernah wahrgenommen.  

Das Jobcenter MYK arbeitet eng mit den kommunalen Akteuren zusammen und 
genießt eine hohe Akzeptanz sowohl auf regionaler als auch auf Landes- und 
Bundesebene.  

Die kommunale Trägerschaft bringt für die Bürger und Bürgerinnen deutliche Vorteile, 
da die Nähe zu den Menschen im Landkreis oberste Priorität hat. Gerade die in 2022 
abgeschlossenen Vereinbarungen mit den örtlichen Sozialämtern zum Übergang der 
ukrainischen Flüchtlinge zeigten, wie die kommunale Familie auch in Krisenzeiten 
zusammenhält. Die Vernetzung von regionalen Angeboten und die ganzheitliche 
Betrachtung der Menschen ist Voraussetzung für die Teilhabe aller Bürger:innen am 
gesellschaftlichen und sozialen Geschehen im Landkreis. Die Nähe zum Menschen 
verbunden mit einer effektiven regionalen Arbeitsmarktpolitik sowie innovativen Ideen 
und Konzepten des Jobcenters ist der beste Weg zur Bekämpfung des 
Langzeitleistungsbezugs. 
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Mit Spannung wurde das abschließende Ergebnis zur inhaltlichen und 
organisatorischen Umsetzung der Kindergrundsicherung erwartet. Sollte diese 
komplett in die Zuständigkeit der Agentur für Arbeit bzw. Familienkasse übergehen, 
würde dies nach derzeitiger Einschätzung die Arbeit mit den Menschen und 
Leistungsgewährung im Jobcenter durch verschiedene Zuständigkeiten für 
Familienangehörige letztendlich nicht vereinfachen. Zwischenzeitlich ist davon 
auszugehen, dass dies in der laufenden Legislaturperiode nicht mehr erfolgen wird. 

 
 Maßnahmen zur Reduzierung der Langzeitarbeitslosigkeit: 

Im Jobcenter MYK werden viele arbeitsmarktpolitische Integrationsmaßnahmen in 
ausreichender Zahl angeboten. Ein Angebot für Integrations- und Sprachkursen für 
Flüchtlinge ist flächendeckend vorhanden, so dass auch bezüglich den noch fehlenden 
Sprachkenntnissen deutliche Fortschritte gemacht wurden. Es wird erwartet, dass 
durch vielfältige Maßnahmen, auch entsprechend der Intention des 
Bürgergeldgesetzes, das Qualifikationsniveau der Bürgergeldbeziehenden deutlich 
verbessert. Die rückläufigen Integrationszahlen konnten nicht deutlich verbessert 
werden. Dies liegt vor allem an einem hohen Anteil geflüchteter Menschen, die einen 
deutlich höheren Beratungsaufwand benötigen und auf Grund der Sprachkompetenz 
schwieriger zu integrieren sind. Diejenigen, die wollen und können bekommen ein 
passendes Jobangebot und gehen in Arbeit. Der regionale Arbeitsmarkt ist sehr 
aufnahmefähig für qualifizierte Arbeitskräfte, trotzdem gelingt es nicht immer auf 
Anhieb. 

Die Verbesserung des Bildungs- und Qualifizierungsniveaus der 
Langzeitleistungsbeziehenden steht daher an oberster Stelle der Zukunftsaufgaben. 
Dazu ist neben einem entsprechenden Qualifizierungsangebot auch eine intensive 
Beratung der Bürgergeldbeziehenden erforderlich.  

 

 Integration von Flüchtlingen:  

Die Vernetzung aller Angebote auf kommunaler Ebene ist eine Voraussetzung für 
erfolgreiche und nachhaltige Integration in Arbeit und Gesellschaft. Das Jobcenter trägt 
dazu seinen Anteil mit Angeboten für Flüchtlinge im AZAV-zertifizierten Bereich und 
vielen drittfinanzierten Projekten bei. Seit dem 01.07.2016 sind ständig ca. 60 
Flüchtlinge im Projekt LQA (Leben-Qualifizieren-Arbeiten) in Betreuung. Mit 
Unterstützung der Beschäftigungsgesellschaften und Volkshochschulen werden 
verschiedene Module angeboten, mit dem Ziel die Teilnehmenden nachhaltig in 
Gesellschaft/Wirtschaft vor Ort zu integrieren. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der 
Vermittlung von berufsbezogenen Sprachkenntnissen. Drittfinanzierte Projekte 
(Beratung in Anerkennung von ausländischen Abschlüssen, Intensiv- und 
Netzwerkarbeit mit Migrant:innen usw.) ergänzen dieses Angebot.  

Die Zahl der erfolgreich absolvierten Integrationskurse steigt ständig und damit werden 
sich die Chancen auf den Erhalt einer passenden Arbeitsstelle für die Absolvent:innen 
deutlich erhöhen. 
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 Digitalisierung: 
 

Wie unter 1.7 dargestellt, ist das Jobcenter MYK bereits fortschrittlich unterwegs und 
viele wichtige Digitalisierungsprojekte wurden bereits umgesetzt. In zwei 
Arbeitsgruppen werden weiterhin in regelmäßigen Abständen die Entwicklungen 
betrachtet, Verbesserungs- und Optimierungsvorschläge besprochen, neue Ideen 
aufgegriffen und in das Umsetzungsverfahren gebracht. Insofern liegt der Fokus 
derzeit eher auf der Stabilisierung der laufenden Anwendungen und Umsetzung von 
technischen Verbesserungen. Bedingt durch die vorhandene, teilweise nicht mehr 
zeitgemäße IT-Infrastruktur, sind leider Grenzen gesetzt. 
Parallel dazu ist es notwendig, sowohl die Bürgergeldbeziehenden als auch die 
Beschäftigten für die neuen Anwendungen zu sensibilisieren und die Inanspruchnahme 
zu fördern.  
 
Mit den zunehmenden Digitalisierungsfortschritten wird es immer wichtiger, Vorsorge 
für einen Komplettausfall der IT-Infrastruktur mit den dazugehörigen 
Anwendungsprogrammen zu treffen. Gerade durch die nunmehr fast komplette 
papierlose Bearbeitung hätte ein erfolgreicher Cyberangriff oder die Zerstörung der 
Serverstruktur durch Brand oder Naturereignisse katastrophale Auswirkungen auf die 
Arbeit im Jobcenter. Da alle Leistungsdaten der Bürgergeldbeziehenden nur über die 
Server aus den Fachanwendungen abrufbar und bearbeitbar sind, wäre eine 
automatisierte Leistungsgewährung für rund 5.000 bedürftige Familien im Landkreis 
über Monate hinaus nicht mehr möglich.  
Dieses Risikopotential, das auch bei vielen anderen Verwaltungen und Behörden 
besteht, wurde mit den Verantwortlichen bei der Kreisverwaltung besprochen und nach 
Lösungen gesucht. Im Ergebnis kann jedoch aktuell und auch mittelfristig 
diesbezüglich keine 100%-ige Sicherheitslösung angeboten werden. Es laufen derzeit 
Bestrebungen, das Risiko zumindest zu verringern und entsprechende Vorschläge 
befinden sich in den Planungen bzw. in Abstimmung mit entsprechenden Gremien. 
 
Die Geschäftsführung des Jobcenters wird diese Entwicklung weiterhin intensiv 
beobachten und seinen entsprechenden Berichtspflichten auch in den 
Aufsichtsgremien nachkommen.   
 
Wie aus den Darstellungen ersichtlich, stellt sich das Jobcenter den Anforderungen der 
digitalen Welt und arbeitet mit Hochdruck an der Umsetzung der einzelnen 
Maßnahmen.  

 

 Zielerreichung: 

Für die Zielerreichung werden alle Jobcenter bundesweit nachfolgenden Kennzahlen 
beurteilt: 

 Verringerung der Hilfebedürftigkeit (K1) 
 Verbesserung der Integration (K2) 
 Veränderung des Bestandes an Langzeitleistungsbezieher/innen (K3) 
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Hierzu wurden und werden entsprechende Zielvereinbarungen mit dem Land 
abgeschlossen.  
 
Aufgrund der schwierigen Rahmenbedingungen konnten die mit dem Land 
vereinbarten Zielwerte für 2023 leider nicht erreicht werden. Mit einer Integrationsquote 
von 19,8 % lag der Wert mit -9,58% unter dem Ergebnis von 2022 (21,9 %). 
Der Bestand an Langzeitleistungsbeziehern konnte im Jahr 2023 um 2,2 % gesenkt 
und damit die gute Entwicklung in den letzten Jahren fortgesetzt werden. 
Für das laufende Jahr wurde mit dem Land vereinbart, dass die Integrationsquote um 
10,5% zum Vorjahreswert steigt. Bezüglich den Langzeitleistungsbeziehenden soll 
sich in 2024 der durchschnittliche Bestand von 2023 um maximal 10,2% erhöhen. In 
2024 ist hier eine deutlich höhere Zahl zu erwarten, da viele Geflüchtete (insbes. aus 
der Ukraine) ihren Integrationskurs beenden und dann in den Langzeitbezug fallen. 
 
 

 Finanzen: 

Die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel verläuft entsprechend des im Wirtschaftsplan 
2024 ausgewiesenen Planansatzes von annähernd 102 Millionen Euro und es ist keine 
Erfolgsgefährdung zu erwarten. Durch entsprechende Kontrollmechanismen, dem 
internen Controlling und durch den Beauftragten für den Haushalt wird die 
Mittelbewirtschaftung ständig überwacht und kontrolliert. 

 
 Ausblick: 

Das ifo Institut (Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der Universität München e. 
V.) hat folgende Aussagen zur konjunkturellen Entwicklung getroffen: Insgesamt 
scheint sich die Konjunktur zu erholen und die Unternehmen sind positiver gestimmt. 
Die Entwicklung in allen Wirtschaftsbereichen konnte im Hinblick auf die Entwicklung 
in den Folgemonaten zulegen. Allerdings konnten in allen Wirtschaftsbereichen die 
Erwartungen im Hinblick auf die Entwicklung in den kommenden Monaten zulegen. Der 
deutsche Absatzmarkt verzeichnet eine Verbesserung und damit steigt die Hoffnung, 
dass Neuaufträge im verarbeitenden Gewerbe steigen. Außerdem sind die 
Energiekosten von Industrieunternehmen auf den Stand von 2020 weiter gesunken. 
Unternehmen haben nach wie vor gut gefüllte Auftragsbücher, die nun abgearbeitet 
werden können. Positiv wirkt sich die Industrie und der Export auf die Wirtschaft aus, 
die Bauwirtschaft setzt ihren Abwärtstrend voraussichtlich weiter fort. Die Kaufkraft der 
privaten Haushalte dürfte sich verstärken und die Nachfrage nach Waren und 
Dienstleistungen wird damit steigen. Die Inflation wird im Sommer erstmals seit März 
2021 unter die 2%-Marke sinken. Der deutsche Arbeitsmarkt ist weiter spürbar 
gehemmt. Das Jobcenter MYK kann durch die bestmögliche Qualifizierung der 
Bürgergeldbeziehenden seinen Beitrag leisten und wird dies in den Fokus der Arbeit in 
den kommenden Jahren stellen. Allerdings ist dafür eine ausreichende 
Finanzausstattung durch den Bund für die folgenden Jahre erforderlich, die jedoch 
aktuell erneut nicht in Sicht ist. Die durch das Finanzministerium angekündigten 
Sparmaßnahmen für fast alle Bereiche stellen ein erhebliches Risiko für die 
vorgesehenen Maßnahmen und intensivere Beratung der Leistungsempfänger:innen 
dar. Bereits jetzt muss nahezu der maximal mögliche Anteil aus dem 
Eingliederungsbudget in den Verwaltungshaushalt umgeschichtet werden.  
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Zusammenfassend ist festzustellen, dass eine valide Prognose aufgrund der vielen 
Unwägbarkeiten weiterhin extrem schwierig ist. Die weitere Entwicklung wird ständig 
beobachtet und es werden soweit möglich entsprechende Maßnahmen zur Milderung 
und Vorbeugung negativer Folgen getroffen.  

 

Mayen, den 30. Juli 2024 

 

______________________ 

Sandra Schumacher, Geschäftsführerin 

(Werkleitung) 
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Rechtliche und steuerliche Verhältnisse 

 

Name: Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz 

Rechtsform: Eigenbetrieb des Landkreises Mayen-Koblenz 

Sitz: Mayen 

Anschrift: Marktplatz 24, 56727 Mayen 

Gründung: Die Errichtung des Eigenbetriebs erfolgte zum 1. Januar 2012.  

Satzung: Die Betriebssatzung datiert vom 6. Juli 2011. 

Wirtschaftsjahr: 1. Januar bis 31. Dezember 

Stammkapital: EUR 5.000,00 

Gesellschaftsform: Der Eigenbetrieb wird als wirtschaftlich selbständige Einrichtung ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit entsprechend den gesetzlichen Vorschriften, ins-
besondere der EigAnVO sowie den Bestimmungen der Betriebssatzung ge-
führt. 

Gegenstand des 
Eigenbetriebs: 

 
Der einzige Betriebszweig des Eigenbetriebs besteht in der Erfüllung der 
Aufgaben des Landkreises Mayen-Koblenz als zugelassener kommunaler 
Träger der Grundsicherung für Arbeitssuchende nach SGB II. 

Organe: Die Organe des Eigenbetriebs sind der Kreistag, der Werkausschuss, der 
Landrat und die Werkleitung. 

Werkleitung: Sandra Schumacher 

Steuerliche 
Verhältnisse: 

 
Der Eigenbetrieb dient ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen 
Zwecken im Sinne der §§ 51 ff. AO und ist daher gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 9 
KStG von der Körperschaftsteuer und gemäß § 3 Nr. 6 GewStG von der 
Gewerbesteuer befreit. Das Jobcenter erbringt keine steuerbaren und steuer-
pflichtigen Lieferungen und Leistungen gegen Entgelt und unterliegt somit 
nicht der Umsatzsteuer. 

 

-.-.-.-.-.-.- 
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Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 

 

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie indi-
 vidualisierte Offenlegung der Organbezüge 
a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die 

Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche 
Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für 
die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bedürf-
nissen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 

Das Jobcenter wird als Eigenbetrieb geführt. Die Zuständigkeiten der Organe Kreistag, Werkaus-
schuss, Landrat und Werkleitung sind durch die satzungsmäßigen Bestimmungen in der 
Eigenbetriebssatzung geregelt. Daneben existiert eine Stellenbeschreibung und ein 
Geschäftsverteilungsplan. 

Darüber hinaus gibt es keine schriftlichen Weisungen der Überwachungsorgane. 

Die Satzung ist nach unseren im Rahmen der Jahresabschlussprüfung gewonnenen Erkenntnissen 
zweckmäßig geregelt und für eine effiziente und flexible Unternehmensführung geeignet. 

 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden 
Niederschriften hierüber erstellt? 

Im Berichtsjahr fanden zwei Sitzung des Kreistages, in denen er sich mit Angelegenheiten des 
Jobcenter befasste, und vier Sitzungen des Werkausschusses statt. Über die Sitzungen liegen 
Protokolle vor. 

 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG 
sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

Auskunftsgemäß war die Werkleitung (Geschäftsführerin) in keinen weiteren Kontrollgremien i. S. d. 
§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG tätig. 

 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) indivi-
dualisiert im Anhang des Jahresabschlusses / Konzernabschlusses aufgeteilt nach 
Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreiz-
wirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 

Auf die Angabe der Bezüge der Werkleitung wurde gemäß § 286 Abs. 4 HGB verzichtet. 

Die Vergütungen der Mitglieder des Werkausschusses sind jedoch angegeben. 
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Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 
a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, 

aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten / Weisungsbefug-
nisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

Für den Eigenbetrieb liegt ein Organigramm vor. Zusätzlich regeln die Dienstanweisungen Abläufe, 
Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten. Im Verlauf der Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte dafür 
ergeben, dass diese Regelungen nicht den Bedürfnissen des Eigenbetriebs entsprechen. 

 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren 
wird? 

Nach den im Rahmen der Jahresabschlussprüfung gewonnenen Erkenntnissen haben sich keine 
Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird. 

 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und doku-
mentiert? 

Es wurden keine besonderen und detaillierten Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und 
dokumentiert, die über die in der Satzung und im Organisationsplan sowie dem Verwaltungs- und 
Kontrollsystem vorgeschriebene Trennung von Funktionen und Zuständigkeiten hinausgehen. Im 
Bereich des Eigenbetriebs wird das Vier-Augen-Prinzip angewandt. Die Dienstanweisungen des 
Landkreises werden analog angewandt. 

 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungs-
prozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, 
Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht 
eingehalten werden? 

Dienstanweisungen regeln die wesentlichen Entscheidungsprozesse. Dies wird stichprobenartig im 
Rahmen der internen Kontrolle geprüft. Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die 
Anweisungen nicht eingehalten werden. 

 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksver-
waltung, EDV)? 

Alle wichtigen Verträge sind ausreichend zentral im Eigenbetrieb dokumentiert und aufbewahrt. 
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Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Con-
 trolling 
a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschrei-

bung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten - den 
Bedürfnissen des Unternehmens? 

Die Werkleitung (Geschäftsführerin) erstellt jährlich einen Wirtschaftsplan, bestehend aus 
Erfolgsplan, Vermögensplan und Personalplanung. Die Pläne sind für ein Jahr erstellt. Des Weiteren 
wird jährlich das Arbeitsmarktprogramm aktualisiert. 

Das Planungswesen entspricht nach unseren Feststellungen den Bedürfnissen des Eigenbetriebes. 

 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

Die Verwaltung des Eigenbetriebes betreibt eine laufende Kontrolle der Planansätze, um bei Bedarf 
Gegensteuerungsmaßnahmen zu ergreifen. 

Die beim Eigenbetrieb installierte Software bietet die Grundlage für eine ständige, systematische 
Kontrolle von Planabweichungen. 

 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den 
besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

Das Rechnungswesen entspricht nach unseren Feststellungen der Größe und den besonderen 
Anforderungen des Eigenbetriebes. Eine Kostenrechnung ist den Bedürfnissen entsprechend an die 
Finanzbuchhaltung angelehnt. 

Die Zugangsberechtigungen der Mitarbeiter zur eingesetzten EDV sind mittels Passwort beschränkt. 
Jeder Mitarbeiter hat die Möglichkeit, die für ihn freigegebenen Programme zu nutzen. Eine schrift-
liche Dokumentation der Verfahren liegt vor. 

Ein Anlagennachweis, aus dem die mengen- und wertmäßige Fortschreibung des Anlagevermögens 
ersichtlich ist, wurde erstellt. 

Der Kontenrahmen und der Kontenplan sind so gestaltet, dass sichergestellt ist, dass die anfallen-
den Geschäftsvorfälle systematisch nach einheitlichen Kriterien verarbeitet werden. 
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d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liquiditäts-
kontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

Das Finanzmanagement des Eigenbetriebs wird in Abstimmung mit dem Rechnungswesen geführt. 
Die Kassenführung liegt beim Landkreis. Bei der Prüfung wurde der Eindruck gewonnen, dass ein 
funktionierendes Finanzmanagement besteht, welches eine laufende Liquiditätskontrolle 
gewährleistet. Der Stand des Kontos wird regelmäßig überwacht, wodurch eine laufende 
Liquiditätskontrolle gewährleistet ist.  

 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich 
Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden 
sind? 

Die Werkleitung führt das Cash-Management in Abstimmung mit dem Rechnungswesen. Es haben 
sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten werden. 

 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist 
durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeit-
nah und effektiv eingezogen werden? 

Die Forderungen werden nach unseren Feststellungen vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt 
und eingezogen.  

Die Debitorenbuchhaltung wird durch den Eigenbetrieb geführt. 

Das Mahnwesen erfolgt durch den Landkreis. 

 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens / Konzerns und 
umfasst es alle wesentlichen Unternehmens- / Konzernbereiche? 

Ein eigenständiges Controlling im Sinne einer umfassenden Koordination von Planung, Finanzie-
rung, Risikofrüherkennung, Organisation, Rechnungswesen und Kontrolle besteht nicht und ist auf-
grund der Größe des Eigenbetriebes und dem Umfang der anfallenden Geschäftsvorfälle auch nicht 
erforderlich. 

Die erforderlichen Koordinationsaufgaben zwischen den einzelnen Führungsteilbereichen werden 
von der Werkleitung vorgenommen. 

 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und / oder Über-
wachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche 
Beteiligung besteht? 

Der Eigenbetrieb hält keine Beteiligungen an anderen Unternehmen. 
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Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 
a) Hat die Geschäfts- / Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und 

Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt 
werden können? 

Es existiert ein Risikofrüherkennungssystem, welches als die Grundlage von Risikoinventuren dient. 
Im Zuge dessen erfolgt ein fortlaufender Kennzahlenvergleich, der bestandgefährdende Risiken 
rechtzeitig erkennen lässt. 

 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben 
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 

Nach unserer Einschätzung sind die getroffenen Maßnahmen ausreichend, um bestands-
gefährdende Risiken rechtzeitig zu erkennen und risikomindernde Maßnahmen einzuleiten. 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden. 

 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

Das Risikofrüherkennungssystem einschließlich der Frühwarnsignale und der ergriffenen Maß-
nahmen ist für die Größe des Eigenbetriebs in ausreichendem Maße schriftlich dokumentiert. 

 

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem 
aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abge-
stimmt und angepasst? 

Risiken werden aufgrund des Risikofrüherkennungssystems in regelmäßigen Abständen 
aufgenommen und bewertet. 

 

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 

Der Eigenbetrieb hat im Berichtsjahr keine derartigen Geschäfte getätigt. Daher wird dieser Fragen-
kreis nicht dargestellt und beantwortet. 

 

Fragenkreis 6: Interne Revision 
a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens / Konzerns entsprechende Interne 

Revision / Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funk-
tion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 

Aufgrund der Größe des Eigenbetriebes und des Umfangs der anfallenden Geschäftsvorfälle 
besteht keine interne Revision als eigenständige Stelle. Die getroffenen Maßnahmen sind nach 
unserer Einschätzung ausreichend. 
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Externe Prüfungen werden durch den Bundesrechnungshof und das Rechnungsprüfungsamt durch-
geführt. 

Aus diesem Grund entfällt eine Beantwortung der weiteren Fragen zu diesem Fragenkreis. 

 

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, 
 Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden 
 Beschlüssen des Überwachungsorgans 
a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungs-

organs zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt 
worden ist? 

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die 
vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und 
Maßnahmen nicht eingeholt worden ist. 

 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-
wachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

Es wurden nach unseren Feststellungen keine Kredite an den Geschäftsführer oder an Mitglieder 
des Werkausschusses oder Beirates gewährt. 

 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen 
ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen 
worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung haben sich hierfür keine Anhaltspunkte ergeben. 

 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit 
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen 
des Überwachungsorgans übereinstimmen? 

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung haben sich hierfür keine Anhaltspunkte ergeben. 

 

Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 
a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immate-

rielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabili-
tät / Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

Investitionen die im Berichtsjahr getätigt wurden, sind auf Grundlage des Wirtschaftsplans und des 
Investitionsprogramms geplant und berechnet. 
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b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen / Erhebungen zur Preisermitt-
lung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu 
ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)? 

Im Berichtsjahr haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass Unterlagen zur Preisermittlung 
benötigt wurden. 

 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend über-
wacht und Abweichungen untersucht? 

Die Überwachung erfolgt durch die Werkleitung in Abstimmung mit dem Rechnungswesen. 

 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? 
Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

Nein. Im Berichtsjahr wurden lediglich Investitionen in die Betriebs- und Geschäftsausstattung 
getätigt.  

 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Aus-
schöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

Es bestehen neben Kfz-Leasingverträgen weitere Leasingverträge für Kopierer sowie 
Wasserspender. Anhaltspunkte, dass diese Verträge nach Ausschöpfung der Kreditlinien 
abgeschlossen wurden, bestehen nicht. 

 

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 
a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B. VOB, 

VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung ergaben sich keine Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße 
gegen Vergaberegelungen. 

 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenz-
angebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

Für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, werden Konkurrenzangebote ein-
geholt. 
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Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 
a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

Der Werkausschuss wurde regelmäßig über den Gang der Geschäfte unterrichtet. Er hat die ihm 
obliegenden Entscheidungen beschlossen sowie die Beschlüsse, für die der Kreistag zuständig ist, 
beraten und für die Beschlussfassung vorbereitet. 

 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unter-
nehmens / Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens- / Konzernbereiche? 

Die Berichte vermitteln nach unseren Feststellungen einen zutreffenden Einblick in die 
wirtschaftliche Lage des Eigenbetriebes. 

 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah 
unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungs-
gemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesent-
liche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 

Der Werkausschuss wird in den Sitzungen zeitnah über die wesentlichen Vorgänge unterrichtet. 

Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle bzw. 
erkennbare Fehldispositionen bzw. wesentliche Unterlassungen haben wir im Rahmen unserer 
Prüfung nicht festgestellt. 

 

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts- / Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf 
dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

Ausweislich der uns vorliegenden Protokolle wurden keine derartigen, über die in der Tagesordnung 
der Sitzungen des Werksausschuss enthaltenen Themen hinaus gehenden Wünsche geäußert. 

 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG oder 
unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war? 

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung ergaben sich hierfür keine Anhaltspunkte. 

 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? 
Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan 
erörtert? 

Eine D&O-Versicherung besteht seit 1. Dezember 2021. Sie umfasst eine Deckungssumme von 
TEUR 5.000 und bezieht alle leitenden Angestellten sowie die Werkleitung in ihren Schutz mit ein. 
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g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungs-
organs gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt 
worden? 

Es wurden keine Interessenkonflikte der Mitglieder des Werkausschusses und der Geschäftsführung 
gemeldet. 

 

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 
a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung ergaben sich hierfür keine Hinweise. 

 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung ergaben sich hierfür keine Hinweise. 

 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den 
bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögens-
gegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung ergaben sich hierfür keine Anhaltspunkte. 

 

Fragenkreis 12: Finanzierung 
a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen 

zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investi-
tionsverpflichtungen finanziert werden? 

Die Eigenkapitalquote liegt bei 1,29 %, das kurz- und mittelfristige Fremdkapital beträgt 44,46 % und 
die passiven Rechnungsabgrenzungsposten belaufen sich auf 54,25 % der Bilanzsumme. 

Es bestehen keine Investitionsverpflichtungen zum Bilanzstichtag. 

 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kredit-
aufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 

Der Eigenbetrieb gehört keinem Konzern an. 
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c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz- / Fördermittel einschließlich Garantien 
der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit 
verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden? 

Der Eigenbetrieb erhielt im Berichtsjahr Zuwendungen für verschiedene Projekte von der EU, dem 
Bund und dem Land. Für nähere Angaben verweisen wir auf den Lagebericht (Anlage 4). 

 

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 
a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalaus-

stattung? 

Das Eigenkapital beläuft sich auf eine Quote von 1,29 %. Trotz dieser relativ geringen Höhe 
bestehen unserer Einschätzung nach keine Finanzierungsprobleme, da die Liquidität im Berichtsjahr 
durchgehend gewährleistet war. 

 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der 
wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

Ein solcher Gewinnverwendungsvorschlag ist nicht notwendig, da ein ausgeglichenes Jahres-
ergebnis ausgewiesen wird. 

 

Fragenkreis 14: Rentabilität / Wirtschaftlichkeit 
a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens / Konzerns nach Segmenten / 

Konzernunternehmen zusammen? 

Es wird auf die Ausführungen zur Ertragslage in der Anlage 7 verwiesen. 

 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

Das Jahresergebnis des Eigenbetriebs ist nicht entscheidend durch einmalige Vorgänge belastet. 

 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbe-
ziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu 
unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine derartigen Anhaltspunkte ergeben. 

 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

Es ist keine Konzessionsabgabe abzuführen. 
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Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 
a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeu-

tung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 

Im Berichtsjahr waren keine verlustbringenden Geschäfte zu verzeichnen. 

 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche 
Maßnahmen handelt es sich? 

Es gab keine einzelnen verlustbringenden Geschäfte im Berichtsjahr. 

 

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung 
 der Ertragslage 
a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

Sämtliche Aufwendungen werden durch Dritte übernommen, weshalb es zu einem ausgeglichenen 
Jahresergebnis kommt. 

 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des 
Unternehmens zu verbessern? 

Zur grundsätzlichen weiteren Verbesserung der Ertragslage soll das Kostenmanagement stetig 
verbessert werden. 

-.-.-.-.-.- 
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ANALYSE DER VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE

Zur Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage haben wir die Posten der Bilanz und
der Gewinn- und Verlustrechnung nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten geordnet,
wobei sich die Darstellung auf eine kurze Entwicklungsanalyse beschränkt. 

Anlage 8 enthält über den Anhang (Anlage 3) hinaus auftragsgemäß weitergehende
Aufgliederungen und Erläuterungen der Posten der Bilanz und der Gewinn- und
Verlustrechnung.

Vermögenslage (Bilanz) 

In der folgenden Bilanzübersicht sind die Posten zum 31. Dezember 2023 nach
wirtschaftlichen und finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst und den
entsprechenden Bilanzposten zum 31. Dezember 2022 gegenübergestellt (vgl. Anlage 1).

Zur Darstellung der Vermögensstruktur werden die Bilanzposten der Aktivseite dem
langfristig (Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. dem kurzfristig gebundenen Vermögen
zugeordnet.

Zur Darstellung der Kapitalstruktur werden die Bilanzposten der Passivseite dem Eigen- bzw.
Fremdkapital zugeordnet, wobei innerhalb des Fremdkapitals eine Zuordnung nach
langfristiger (Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. kurzfristiger Verfügbarkeit erfolgt.

Die Vermögens- und Kapitalstruktur sowie deren Veränderungen gegenüber dem Vorjahr
ergeben sich aus den folgenden Zusammenstellungen der Bilanzzahlen für die beiden
Abschlussstichtage 31. Dezember 2023 und 2022:

Anlage 7 Seite 1



Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz
Mayen

Vermögensstruktur
2023 2022 +/-

TEUR % TEUR % TEUR

Sachanlagen 114 1,2 135 1,6 -21
Langfristig gebundenes Vermögen 114 1,2 135 1,6 -21
Vorräte 11 0,1 12 0,1 -1
Forderungen im Leistungsbereich 2.723 29,5 2.753 33,5 -30
Forderungen gegen den Einrichtungsträger 27 0,3 188 2,3 -161
Sonstige Vermögensgegenstände 146 1,6 104 1,3 42
Rechnungsabgrenzungsposten 5.120 55,6 4.354 53,1 766
Kurzfristig gebundenes Vermögen 8.027 87,1 7.411 90,3 616
Liquide Mittel 1.075 11,7 661 8,1 414
Gesamtvermögen 9.216 100,0 8.207 100,0 1.009

Kapitalstruktur
2023 2022 +/-

TEUR % TEUR % TEUR

Stammkapital 5 0,1 5 0,1 0
Sonderposten für Zuwendungen 114 1,2 135 1,6 -21
Wirtschaftliche Eigenmittel 119 1,3 140 1,7 -21
Sonstige Rückstellungen 529 5,7 417 5,1 112
Verbindlichkeiten im Leistungsbereich 1.632 17,7 1.449 17,7 183
Verbindlichkeiten gegenüber Träger /

Gebietskörperschaft 1.797 19,5 2.053 25,0 -256
Übrige Verbindlichkeiten 139 1,5 148 1,8 -9
Rechnungsabgrenzungsposten 5.000 54,3 4.000 48,7 1.000
Kurzfristige Mittel 9.097 98,7 8.067 98,3 1.030
Gesamtkapital 9.216 100,0 8.207 100,0 1.009

Das Gesamtvermögen hat sich gegenüber dem Vorjahr um TEUR 1.009 auf TEUR 9.216
erhöht. Diese Erhöhung resultiert im Wesentlichen aus den Zugängen bei den aktiven und
passiven Rechnungsabgrenzungsposten (Aktiv + TEUR 766; Passiv + TEUR 1.000). 

Die Veränderungen der Sachanlagen (Verminderung um TEUR 21) resultieren aus dem
Saldo von planmäßigen Abschreibungen in Höhe von TEUR 38 und Investitionen in das
Sachanlagevermögen von TEUR 17.

Ein wesentlicher Teil des Vermögen besteht aus kurzfristig gebundenem Vermögen in Form
von  Forderungen im Leistungsbereich in Höhe von TEUR 2.723 und sonstigen
Vermögensgegenständen von TEUR 146.

Die Forderungen im Leistungsbereich werden aufgrund der schwachen Bonität der Kunden
einer Wertberichtigung in Höhe von TEUR 1.544 unterzogen. Die sonstigen
Vermögensgegenstände bestehen aus gewährten Darlehen.
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Der größte Teil der Aktivseite bildet der aktive Rechnungsabgrenzungsposten (TEUR 5.120).
Dieser beinhaltet vorausgezahlte Bundes- und kommunale Leistungen für den
Leistungsmonat Januar 2024.

Das Eigenkapital der Gesellschaft besteht aus dem Stammkapital von TEUR 5. Es wird ein
ausgeglichenes Jahresergebnis von EUR 0 ausgewiesen. 

Der Sonderposten für Zuwendungen hat sich entsprechend der Zugänge und
Abschreibungen im Anlagevermögen entwickelt.

Die sonstigen Rückstellungen erhöhten sich im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 112 auf
TEUR 529. Sie beinhalten Rückstellungen für noch nicht genommenen Urlaub der Mitarbeiter
(TEUR 456), für Altersteilzeit (TEUR 46) sowie sonstige Rückstellungen (TEUR 27).

Die Verbindlichkeiten in Höhe von TEUR 3.568 setzen sich aus Verbindlichkeiten im
Leistungsbereich (TEUR 1.632; Vorjahr: TEUR 1.449), Verbindlichkeiten gegenüber Trägern
/ Gebietskörperschaften (TEUR 1.797; Vorjahr: TEUR 2.053) sowie übrige Verbindlichkeiten
(TEUR 139; Vorjahr: TEUR 148) zusammen. 

Der passive Rechnungsabrenzungsposten erhöht sich um TEUR 1.000 auf TEUR 5.000. Er
beinhaltet vorzeitig erhaltene Bundes- bzw. kommunale Leistungen für den Leistungsmonat
Januar 2024. 
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Finanzlage (Kapitalflussrechnung) 

Zur Beurteilung der Finanzlage wurde von uns die nachstehende Kapitalflussrechnung auf
der Grundlage des Finanzmittelfonds (= kurzfristig verfügbare flüssige Mittel) gemäß DRS 21
zur Kapitalflussrechnung mit entsprechendem Vorjahresausweis erstellt:

2023 2022
TEUR TEUR

+ Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 38 41
+ Zunahme der Rückstellungen 112 19
- Sonstige zahlungsunwirksame Erträge -38 -41
- Zunahme der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

sowie anderer Aktiva (die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit
zuzuordnen sind) -616 -1.046

+ Zunahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie
anderer Passiva (die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit
zuzuordnen sind) 918 1.055

= Cash-Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 414 28

- Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -17 -80
+ Einzahlungen aus Zuwendungen 17 80
= Cash-Flow aus der Investitionstätigkeit 0 0

Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds 414 28
+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 661 633
= Finanzmittelfonds am Ende der Periode 1.075 661

Zusammensetzung des Finanzmittelfonds am Ende der Periode
+ Guthaben bei Kreditinstituten 1.075 661

1.075 661

Ertragslage (Gewinn- und Verlustrechnung) 

Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) abgeleitete Gegenüberstellung der
Erfolgsrechnungen der beiden Wirtschaftsjahre 2023 und 2022 zeigt folgendes Bild der
Ertragslage und ihrer Veränderungen:

2023 2022 +/-
TEUR TEUR TEUR

Personalaufwand -12.286 -11.197 -1.089
Abschreibungen -38 -41 3
Sonstige betriebliche Aufwendungen -86.475 -72.072 -14.403
Betriebsaufwand -98.799 -83.310 -15.489
Sonstige betriebliche Erträge 98.758 83.300 15.458
Betriebsergebnis -41 -10 -31
Neutrales Ergebnis 41 10 31
Jahresergebnis 0 0 0
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Der Personalaufwand in Höhe von TEUR 12.286  setzt sich zusammen aus TEUR 9.490 für
Löhne und Gehälter sowie aus TEUR 2.796 für soziale Abgaben, Aufwendungen für
Altersvorsorgung und Unterstützung. Er liegt TEUR 1.089 über dem Wert des Vorjahres.

Bei den Abschreibungen auf Sachanlagen und immaterielle Vermögensgegenstände
TEUR 38 handelt es sich ausschließlich um planmäßige Abschreibungen. In entsprechender
Höhe erfolgte eine ergebniserhöhende Auflösung der passivierten Investitionszuschüsse. 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen in Höhe von TEUR 86.475 haben sich gegenüber
dem Vorjahr um TEUR 14.403  erhöht. Sie betreffen Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
(TEUR 5.740), Arbeitslosengeld II (TEUR 48.538), kommunale Leistungen (TEUR 29.252)
und Verwaltungsaufwand (TEUR 2.944). 

Innerhalb des Verwaltungsaufwands umfassen die Kostenerstattung für Personal, Finanzen
und IT an den Kreis in Höhe von TEUR 1.395 (Vorjahr: TEUR 1.334) sowie die Kosten für die
Räumlichkeiten von TEUR 627 (Vorjahr: TEUR 623) die wesentlchen Einzelpositionen.

Sonstige betriebliche Erträge wurden im Wirtschaftsjahr in Höhe von TEUR 98.758 erzielt.
Hierbei handelt es sich um Erträge aus der Eingliederung in Arbeit (TEUR 6.045),
Rückerstattungen von ALG II (TEUR 48.783), kommunale Leistungen (TEUR 29.344) und
Erträge aus dem Verwaltungsbereich (TEUR 14.586). Insgesamt liegen die sonstigen
betrieblichen Erträge um TEUR 15.458 über dem Vorjahr (TEUR 83.300).

Das Betriebsergebnis hat sich im Vergleich zu 2022 um TEUR 31 auf TEUR -41
verschlechtert. 

Innerhalb des neutrales Ergebnis wird die Veränderung der Pauschalwertberichtigung
(TEUR 41) erfasst.

Insgesamt ergibt sich, unter Bezugnahme des  des neutralen Ergebnisses von TEUR 41, ein
Jahresergebnis von EUR 0.
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ERLÄUTERUNGEN ZU DEN POSTEN DER BILANZ 

AKTIVSEITE 

A. ANLAGEVERMÖGEN 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände 

1. Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte 
und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 

Entwicklung: 

EUR
Stand 31.12.2022 5,00
Abschreibung 0,00
Stand 31.12.2023 5,00  

Ausgewiesen wird ausschließlich Software. Der Ausweis ist unverändert gegenüber dem Vorjahr, 
da die Vermögensgegenstände bis auf Erinnerungswerte vollständig abgeschrieben sind. 

 

II. Sachanlagen 

1. Betriebs- und Geschäftsausstattung 

Entwicklung: 

EUR
Stand 31.12.2022 134.724,76
Zugang 17.061,87
Abschreibung 37.913,59
Stand 31.12.2023 113.873,04  

Das Sachanlagevermögen ist in einem EDV-gestützten Anlageverzeichnis nachgewiesen. 

Die planmäßige Abschreibung wird anhand der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer der 
Anlagegegenstände nach der linearen Methode berechnet. 

Die geringwertigen Wirtschaftsgüter zwischen EUR 250,00 und EUR 1.000,00 werden in einem 
Sammelposten erfasst und auf fünf Jahre linear abgeschrieben. 
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Zu Zugang 

Zusammensetzung: 

EUR
I Pad Pro mit Zubehör 2.357,00
Sammelposten geringwertige Wirtschaftsgüter 14.704,87

17.061,87  

 

B. UMLAUFVERMÖGEN 

I. Vorräte 

 31.12.2023 31.12.2022 

 EUR EUR 

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 11.056,13 11.955,55 

Der Bestand an Rohstoffen ist durch eine ordnungsgemäß ausgeweitete Stichtagsinventur vom 
5. Januar 2024 nachgewiesen. 

Die Bewertung der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe erfolgt zu Einstandspreisen. Aufgrund der hohen 
Umschlagshäufigkeit und geringen Bedeutung für den Jahresabschluss als Ganzes wurde auf 
Abwertungen nach dem Niederstwertprinzip sowie sonstige Abschläge verzichtet. 

Bei den Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen handelt es sich um die Bestände an Kopierpapier und 
Toner. 

 

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

1. Forderungen im Leistungsbereich 

Zusammensetzung: 

31.12.2023 31.12.2022
EUR EUR

Forderungen gegen den sonstigen Bereich 3.634.698,01 3.637.966,42
Altforderungen (vor dem 1. Januar 2012) gegen den sonstigen 
Bereich 632.772,45 699.670,19

4.267.470,46 4.337.636,61
Pauschalwertberichtigung -1.544.000,00 -1.585.000,00
Insgesamt 2.723.470,46 2.752.636,61  

Die Forderungen im Leistungsbereich bestehen im Wesentlichen aus Rückforderungen aus 
Mieten, ALG II Leistungen sowie Kosten der Unterkunft (KdU). Sie bestehen gegen die 
Bundesagentur, das Landesamt, die Kreisverwaltung und Kunden. 
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Auf Basis der zu erwartenden Zahlungseingänge und -ausfälle wurde eine Pauschalwertberichti-
gung in Höhe von EUR 1.544.000,00 vorgenommen. 

 

 31.12.2023 31.12.2022 

 EUR EUR 

2. Forderungen gegen den Einrichtungsträger 26.960,20 187.765,73 

Es handelt sich um Forderungen gegen die Kreisverwaltung aus offenen Erstattungsansprüchen 
für Kosten der Unterkunft sowie der Bildung und Teilhabe. 

 

3. Sonstige Vermögensgegenstände 

Zusammensetzung: 

31.12.2023 31.12.2022
EUR EUR

Darlehen   
- Leistungsbereich Bund -13.673,43 -33.273,42
- Leistungsbereich Kommune 119.257,01 97.079,96
- Eingliederungsleistungen 39.783,46 40.408,79
Übrige 225,03 225,03

145.592,07 104.440,36  

Der Leistungsbereich Bund verzeichnet aufgrund der erhöhten Zahlungsrate einen negativen 
Saldo. Begründet ist die erhöhte Zahlungsrate insbesondere in einem neuaufgestellten 
Mahnwesen. 

 

III. Guthaben bei Kreditinstituten 

Zusammensetzung: 

31.12.2023 31.12.2022
EUR EUR

Kreissparkasse Mayen, Kto-Nr. 98030992 1.072.451,00 652.289,12
Sparkasse Koblenz, Kto-Nr. 202804 2.540,62 8.930,16

1.074.991,62 661.219,28  

Der Stand ist durch Bankbestätigungen der Kreditinstitute nachgewiesen. Zinsen und Spesen sind 
periodengerecht erfasst. 
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C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 

Zusammensetzung: 

31.12.2023 31.12.2022
EUR EUR

Vorauszahlung Bundesleistungen (ALG II Regelleistungen / 
Eingliederung in Arbeit) für Januar 2024 bzw. 2023 3.052.550,68 2.493.641,61
Vorauszahlung kommunale Leistungen (Kosten der Unterkunft) für
Januar 2024 bzw. 2023 1.978.925,98 1.759.465,95
Vorausgezahlte Dienstbezüge der Beamte für Januar 
2024 bzw. 2023 88.897,95 100.622,09

5.120.374,61 4.353.729,65  

 

-.-.-.-.-.-.- 



Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz 
Mayen 
 
 
 

Anlage 8 Seite 7 
        
 

PASSIVSEITE 

A. EIGENKAPITAL 

 31.12.2023 31.12.2022 

 EUR EUR 

I. Stammkapital 5.000,00 5.000,00 

Das Stammkapital beträgt laut § 3 der Betriebssatzung EUR 5.000,00. Die Einlage erfolgte am 
1. Januar 2012 durch Sacheinlage. 

 

 31.12.2023 31.12.2022 

 EUR EUR 

II. Jahresergebnis 0,00 0,00 

Da alle Aufwendungen des Jobcenters durch Dritte getragen werden, wird ein ausgeglichenes 
Ergebnis ausgewiesen. Erreicht wird dies, indem sämtliche noch nicht zahlungswirksamen 
Aufwendungen oder Erträge, welche durch die Abrechnungspraxis des BMAS noch nicht 
erstattungsfähig oder abzuführen sind, abgegrenzt werden. 

 

B. SONDERPOSTEN FÜR INVESTITIONSZUSCHÜSSE 

Entwicklung: 

EUR
Stand 31.12.2022 134.729,76
Zuführung 17.061,87
Auflösung 37.913,59
Stand 31.12.2023 113.878,04  

Vom Wahlrecht des § 23 Abs. 3 EigAnVO wurde Gebrauch gemacht und die empfangenen 
Investitionszuschüsse nach Formelblatt 1 als Passivposten in der Bilanz ausgewiesen. 

Die Zuführung erfolgte nach der zweckentsprechenden Verwendung der im Berichtsjahr 
erhaltenen Zuschüsse zur Finanzierung der erforderlichen Sachanlagen.  

Die Auflösung erfolgt korrespondierend zu den Abschreibungen und Abgängen auf die bezu-
schussten Anlagegüter. 
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C. RÜCKSTELLUNGEN 

1. Sonstige Rückstellungen 

Zusammensetzung und Entwicklung: 

Stand Inanspruch- Zuführung Stand
31.12.2022 nahme 31.12.2023

EUR EUR EUR EUR
Ausstehender Urlaub 248.000,00 248.000,00 456.000,00 456.000,00
Altersteilzeit 147.400,00 126.040,00 24.700,00 46.060,00
Jahresabschlusserstellung
- Erstellung 10.200,00 10.200,00 10.700,00 10.700,00
- Prüfung 8.000,00 8.000,00 13.000,00 13.000,00
Aufbewahrungskosten 3.200,00 320,00 320,00 3.200,00

416.800,00 392.560,00 504.720,00 528.960,00  

 

D. VERBINDLICHKEITEN 

 31.12.2023 31.12.2022 

 EUR EUR 

1. Verbindlichkeiten im Leistungsbereich 1.631.806,32 1.449.279,63 

Zusammensetzung: 

31.12.2023 31.12.2022
EUR EUR

Verbindlichkeiten gegenüber Dritten 42.890,43 126.364,81
Verbindlichkeiten gegenüber dem sonstigen Bereich 1.566.370,73 1.302.040,30
Verwahrgelder / unklare Einzahlungen 22.545,16 20.874,52

1.631.806,32 1.449.279,63  

Die Verbindlichkeiten gegenüber Dritten betreffen noch nicht ausgezahlte ALG II Regelleistungen 
sowie KdU gegenüber Behörden. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber dem sonstigen Bereich beinhalten im Wesentlichen sowohl noch 
nicht ausgezahlte Bundes- bzw. Kommunalleistungen (ALG II und KdU), als auch 
Sicherungseinbehalte gegenüber Kunden des Jobcenters. 

Die Verwahrgelder bzw. unklare Einzahlungen sind Einzahlungen durch die Kostenträger oder 
Dritte, die zum Zeitpunkt der Abschlusserstellung noch keine entsprechende Sollstellung (unklare 
Einzahlung) gegenüberstehen haben bzw. die noch keinem Kunden (Verwahrgelder) zugeordnet 
werden können. 
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 31.12.2023 31.12.2022 

 EUR EUR 

2. Verbindlichkeiten gegenüber dem Einrichtungsträger 230.046,82 268.248,88 

Die Verbindlichkeiten gegenüber dem Einrichtungsträger betreffen den Anteil des kommunalen 
Finanzausgleichs aus der Jahresabrechnung und die anteilige Jahresabgrenzung. 

 

 31.12.2023 31.12.2022 

 EUR EUR 

3. Verbindlichkeiten gegenüber Gebietskörperschaften 1.566.882,00 1.784.769,29 

Zusammensetzung: 

31.12.2023 31.12.2022
EUR EUR

Verbindlichkeiten Bundesleistungen gegenüber dem Bund
- Regelleistungen 1.770.662,55 1.659.522,92
- Jahresabgrenzung -213.127,29 -124.631,27
Verwaltungsleistungen an den Bund 9.346,74 249.877,64

1.566.882,00 1.784.769,29  

Die Verbindlichkeiten gegenüber Gebietskörperschaften resultieren aus der Abrechnungserklärung 
über die Jahresabrechnung der 2023 erbrachten Leistungen im Rahmen der Trägerschaft der 
Grundsicherung für Arbeitssuchende nach §§ 6 a Abs. 1, 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB II. Die 
Abrechnungserklärung 2023 gegenüber dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales wurde 
einer gesonderten Prüfung unterzogen. 

 

 31.12.2023 31.12.2022 

 EUR EUR 

4. Sonstige Verbindlichkeiten 139.709,55 147.608,98 

Ausgewiesen wird die Lohn- und Kirchensteuer aus Dezember 2023. 
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E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 

Zusammensetzung: 

31.12.2023 31.12.2022
EUR EUR

Zuweisungen Bundesleistungen (ALG II Regelleistungen) für 
Januar 2024 3.000.000,00 2.000.000,00
Zuweisung kommunale Leistungen (KdU und BuT) für Januar 2024 2.000.000,00 2.000.000,00
Übrige 40,40 40,40

5.000.040,40 4.000.040,40  

 

-.-.-.-.-.- 
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ERLÄUTERUNGEN ZU DEN POSTEN DER GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 

 

1. Sonstige betriebliche Erträge 

Zusammensetzung: 

2023 2022
EUR EUR

Erträge aus Eingliederung in Arbeit - Bundesleistung   
Klassische Eingliederungsleistungen (Mittelforderung Bund) 4.583.555,05 5.222.088,71
Klassische Eingliederungsleistungen (Leistungsempfänger) 102.701,61 123.114,56
Rückeinnahmen AktiVoReha 1.317.621,26 856.768,21
Rückerstattung SodEG 0,00 15.161,36
Beschäftigtenzuschüsse (Mittelforderung Bund) 38.068,47 35.045,84
Freie Förderung (Leistungsempfänger) 2.555,00 0,00

6.044.501,39 6.252.178,68
Rückerstattung Arbeitslosengeld II (passive 
Leistung) - Bundesleistung   
Mittelforderungen Arbeitslosengeld II (Bund) 45.958.972,17 37.214.245,61
Mittelforderung PAT 486.399,99 320.520,19
Rückerstattung PAT 1.260,00 0,00
Arbeitslosengeld II - Regelleistung 1.547.987,89 1.436.432,64
Sozialgeld 639.791,45 470.935,79
Sozialversicherungsbeiträge 93.897,91 115.099,60
Mehrbedarf 38.337,59 59.387,10
sonstige Erstattungen 15.403,34 11.391,49
Befreiung Sozialversicherungsbeiträge 534,84 4.002,36
Besonderer Bedarf 497,78 1.489,69

48.783.082,96 39.633.504,47
Erträge kommunale Leistungen
Sicherung des Lebensunterhalts KdU (Mittelforderung Kommune) 27.772.295,05 22.396.679,50
Bildung und Teilhabeleistungen (Mittelforderung Kommune) 1.544.264,88 1.226.868,00
Erstattung kommunale Eingliederungsleistungen 1.794,66 22.168,75
Sicherung des Lebensunterhalts KdU (Leistungsempfänger) 24.391,58 32.829,35
Bildung und Teilhabeleistungen 940,00 693,00

29.343.686,17 23.679.238,60
Übertrag: 84.171.270,52 69.564.921,75  
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2023 2022
EUR EUR

Übertrag: 84.171.270,52 69.564.921,75
Erträge Verwaltungsbereich
Kostenerstattungen Bund 11.329.331,30 10.422.895,62
Kostenerstattungen Kommune 1.862.893,52 1.991.543,64
Refinanzierung Sonderprojekte 522.145,14 428.733,20
EGT-Projekte 411.179,86 398.824,68
Erstattung von Personalaufwendungen (Lohnfortzahlung) 17.059,73 53.423,58
Sonstige betriebliche Erträge 37.634,82 154.137,25
Auflösung empfangene Ertragszuschüsse 37.913,59 40.668,86
Mahngebühren und Säumniszuschläge 49.175,48 52.041,65
Übrige Erträge Leistungsbereich 318.961,49 192.924,19

14.586.294,93 13.735.192,67
Insgesamt 98.757.565,45 83.300.114,42  

 

2. Personalaufwand 

Zusammensetzung: 

2023 2022
EUR EUR

Löhne und Gehälter 9.490.304,17 8.509.079,01
Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und
für Unterstützung 2.795.548,89 2.688.361,44

12.285.853,06 11.197.440,45  

 

a) Löhne und Gehälter 

Zusammensetzung: 

2023 2022
EUR EUR

Dienstbezüge Beamte 1.418.429,31 1.452.530,23
Dienstbezüge Beschäftigte 7.818.321,66 7.035.280,78
Dienstbezüge Beamte - Amtshilfe 45.553,20 44.268,00
Veränderung der Urlaubsrückstellung 208.000,00 -23.000,00

9.490.304,17 8.509.079,01  
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b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung 

Zusammensetzung: 

2023 2022
EUR EUR

Gesetzliche Sozialversicherung Beschäftigte 1.605.937,87 1.477.645,93
Beiträge zur Versorgungsanstallt des Bund und der Länder 
Beschäftigte 603.342,58 560.439,38
Umlage Pensionszahlungen Beamte 513.048,84 451.427,74
Gesetzliche Unfallversicherung Beschäftigte 98.865,74 93.322,76
Inanspruchnahme / Zuführung Altersteilzeitrückstellung -101.340,00 42.100,00
Aufwendungen für Unterstützungen Beamte / Angestellte 75.693,86 63.425,63

2.795.548,89 2.688.361,44  

 

3. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und 
Sachanlagen 

Zusammensetzung: 

2023 2022
EUR EUR

Betriebs- und Geschäftsausstattung 16.536,99 16.824,93
Geringwertige Wirtschaftsgüter Sammelposten 21.376,60 23.843,93

37.913,59 40.668,86  

 

  



Jobcenter Landkreis Mayen-Koblenz 
Mayen 
 
 
 

Anlage 8 Seite 14 
        
 

4. Sonstige betriebliche Aufwendungen 

Zusammensetzung: 

2023 2022
EUR EUR

Leistungen zur Eingliederung in Arbeit   
Klassische Eingliederungsleistungen (Leistungsempfänger) 5.587.131,39 6.064.395,72
sonstige Projektkosten 3.236,46 9.934,95
Beschäftigtenzuschüsse (Leistungsempfänger) 38.068,47 35.045,84
Freie Förderung (Leistungsempfänger) 111.780,68 70.060,57

5.740.217,00 6.179.437,08
Arbeitslosengeld II - Bundesleistung   
Arbeitslosengeld II - Regelleistung 30.427.972,63 23.666.865,43
PAT 488.759,99 320.520,19
Sozialversicherungsbeiträge 11.879.814,54 9.930.205,66
Mehrbedarf 2.030.776,45 1.613.432,38
Sozialgeld - Regelleistung 2.651.041,77 2.202.954,12
Befreiung Sozialversicherungsbeiträge 118.840,92 146.252,01
Besonderer Bedarf 23.290,21 30.497,58
Geldleistungen bzw. Anschaffung Sachleistungen 4.291,62 178,00
Corona Sonderzahlung 0,00 450,00
Freizeitbonus 0,00 400,00
Einmalzahlung § 73 SGB II 17.700,00 1.132.694,89
Sofortzuschlag § 72 SGB II 893.532,11 400.664,62
sonstige Leistungen 1.740,12 1.268,31

48.537.760,36 39.446.383,19
Kommunale Leistungen
KdU und sonstige kommunale Leistungen 27.687.377,38 22.461.400,17
Bildung und Teilhabeleistungen (Leistungsempfänger) 1.564.687,24 1.244.989,76

29.252.064,62 23.706.389,93
Übertrag: 83.530.041,98 69.332.210,20  
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2023 2022
EUR EUR

Übertrag: 83.530.041,98 69.332.210,20
Verwaltungsaufwendungen
Dienstleistungen Personal, Finanzen, IT 1.394.823,65 1.334.716,54
Mieten Gebäude 422.612,05 416.008,44
Mietnebenkosten 121.362,89 103.675,68
Kosten für ärztliche und psychologische Gutachten 144.758,39 117.910,23
Porto 101.065,87 104.509,13
Gebäudereinigung 82.863,65 103.820,18
Kosten der Kommunikation 106.191,76 77.755,57
Rechts- und Beratungskosten 28.899,71 25.945,64
Abschluss- und Prüfungskosten 17.533,88 13.068,66
Veränderung der Pauschalwertberichtigung auf Forderungen 
ab 2012 -41.000,00 -10.000,00
Bürobedarf 49.359,94 44.664,70
Leasing für Fahrzeuge und sonstige BGA 52.331,29 47.155,59
Versicherungen 35.894,16 29.960,52
Sachverständigen-, Dolmetscher- und Seminarkosten 1.261,30 1.446,14
Aufwand Einzelwertberichtigung (Niederschlagung) 139.109,65 75.280,49
Reisekosten 25.377,22 10.969,67
Schuldgeld für Angestelltenlehrgänge 1.500,00 1.428,00
Fortbildungskosten 68.675,14 47.902,30
Kfz-Aufwendungen 20.627,70 58.938,93
Druck- und Kopierkosten 2.245,61 4.490,86
Übrige Aufwendungen 23.509,45 9.954,13
Sitzungsgelder 218,20 147,30
Wartungskosten für Hard- und Software 1.249,50 0,00
Beiträge Vereine und Institutionen 200,00 0,00
Nebenkosten des Geldverkehrs 18.706,60 15.391,09
Kosten für Werbematerial und Öffentlichkeitsarbeit 17.006,86 35.458,89
Bücher, Zeitschriften und Fachliteratur 1.839,30 2.151,71
sonstige Dienstleistungen 54.659,65 47.451,57
sonstige Raum- und Gebäudekosten 10.712,40 9.188,95

2.903.595,82 2.729.390,91
Insgesamt 86.433.637,80 72.061.601,11  
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 2023 2022 

 EUR EUR 

5. Ergebnis nach Steuern 161,00 404,00 

 

6. Sonstige Steuern -161,00 -404,00 

Ausgewiesen werden Kfz-Steuern. 

 

7. Jahresergebnis 0,00 0,00 

-.-.-.-.-.- 






